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_I Gezielter Alarm! 
Ohne die Öffentlichkeit zu stören, 
werden durch das Meldesystem 491 
die Feuerwehr, die Sicherheits-
und Hilfsorganisationen alarmiert. 

Der Alarmgeber löst im BO-MHz-Band, 
z. B. über FuG 7a, die bei den Mann­
schaften aufgestellten Funkwecker aus. 
Nach dem Alarmton können Einsatz­
meldungen durchgegeben werden. 

Fordern Sie noch heule unsere Druckschrilten an 

TEL E FUN K E N Fachbereich Anlagen Hochfrequenz 

73 Ulm . Elisabelhcnslraße 3 
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Die forlführung 
des Zivilschutzes 

Die Bundesregierung hat dem Bundesrat am 11. März 1966 den 
Entwurf eines Gesetzes zur Fortführung des Zivilschutzes zuge­

leitet. Mit diesem Entwurf wird angestrebt, das Inkrafttreten bzw. 
die volle Anwendung der drei im Sommer 1965 verabschiedeten 
Zivilschutzgesetze (Selbstschutz-, Schutzbau- und Zivilschutz korps­
gesetz) auf den 1. Januar 1967 vorzuverlegen. Im Hinblick auf die 
angespannte Haushaltslage des Bundes sind allerdings sowohl 
beim Selbstschutzgesetz als auch beim Schutzbaugesetz einige le­
gislative Einschränkungen vorgeschlagen worden ; ferner werden in 
der Begründung des Gesetzentwurfs versdliedene Möglichkeiten 
für weitere Einsparungen durch administrative Maßnahmen ge­
nannt. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen die schwerwiegenden Auswirkun­
gen des Haushaltssicherungsgesetzes. die einen weitgehenden 

Stillstand in vielen Bereichen des Zivilschutzes befürchten lieBen, 
gemildert werden; zugleich soll auch sichergestellt werden, daß die 
Vorbereitungen für die Durchführung der Gesetze in vollem Umfan­
ge fortgeführt werden können. Der Haushaltslage des Bundes ist 
einmal durch die Verzögerung der Durchführung der Gesetze um 
ein bzw. ein halbes Jahr und zum anderen durch die vorgeschla­
genen legislativen und administrativen Einsparungen Rechnung ge­
tragen worden. 

Beim Selbstschutzgesetz sieht der Entwurf eine Änderung der Er­
stattungspflicht des Bundes bei der Beschaffung von Selbst­

schutzgegenständen durch Minderbemittelte und Hilfsbedürftige 
vor ; und zwar durch Herabsetzung der Einkommensgrenze von 
160% auf 150% des Regelsatzes der Sozialhilfe. Diese neue Re­
gelung entspricht der seinerzeit dem Deutschen Bundestag zugelei­
teten Regierungsvorlage ; sie würde für etwa 2 Millionen Bundes­
bürger einen Erstattungsanspruch zur Folge haben. Im administra­
tiven Bereich wird eine Streckung verschiedener Programme vor­
geschlagen, und zwar des Ausbildungsprogramms (zunächst Be­
schränkung auf Selbstschutzpflichtige mit besonderen Aufgaben) , 
der Besdlaffung der Ausrüstung für die Selbstschutzzüge und für 
die Selbstschutzpflidltigen mit besonderen Aufgaben, und schließ­
lich auch der Beschaffung nach den §§ 6-9 des Gesetzes. 

Beim Schutzbaugesetz enthält der Entwurf eine Haushaltssidle­
rungsklausel für den Bereich des baulichen Betriebsschutzes, so 

daß hier die Durchführung von den zur Verfügung stehenden Haus­
haltsmitteln abhängig wäre. Ferner wird in der Begründung eine 
Streckung der Programme für den Bau bzw. die Instandsetzung 
öffentlicher Schutzräume je nach der Haushaltslage in Aussidlt ge­
steilt. Im übrigen ist der Kostenschätzung zu entnehmen, daß zu­
mindest in den nächsten Jahren auf eine Anwendung der Vorsdlrif­
ten über den verstärkten Sdlutz (§ 3 Abs. 2) und über Schutzräu­
me in Aufnahmegebieten (§ 4) verzichtet werden soll. Alle diese 
Vorschläge lassen erkennen, daß es der Bundesregierung in erster 
Linie darauf ankommt. die Errichtung von Hausschutzräumen in 
Neubauten sicherzustellen. Nach den Angaben in der Begründung 
des Gesetzentwurfs würden durch die Vorverlegung der Schutz­
baupflicht auf den 1. Januar 1967 in Neubauten etwa 2,5 Millionen 
Schutzplätze mehr gesdlaffen werden (ca. 752000 Wohnungen mit 
durchschnittlich je 3,5 Schutzplätzen). 

Die weiterhin im Entwurf vorgeschlagene Ergänzung des Zivil­
schutzkorpsgesetzes dient mehr der KlarsteIlung, daß sich die 

Regelung des Haushaltssidlerungsgesetzes nur auf die eigentliche 
Aufstellungsarbeit in den Ländern bezieht. Bis zur Aufstellung von 
Einheiten des Zivilschutzkorps im Jahre 1968 wären demnadl alle 
notwendigen Vorbereitungen redltlidler, organisatorischer und 
personeller Art zu treffen. 

Für die mit der Durchführung der drei Zivilschutzgesetze befaßten 
Stellen bedeutet die Regierungsvorlage, daß nunmehr alle Vor­

bereitungen auf den 1. Januar 1967 abzustellen sind, damit bei 
einer Verabschiedung des Gesetzes keine zusätzlichen Anlauf­
schwierigkeiten durch fehlende Durchführungsvorschriften entste­
hen, Auch der Bundesluftschutzverband wird dieser neuen Lage 
durch geeignete organisatorische und personelle Maßnahmen 
Rechnung tragen müssen. 



E
ine der bemerkenswerten und fast über­
all wiederkehrenden Erscheinungen in 
den Oberschwemmungsgebieten war 
die. daß inmitten des unerwünschten 

Überflusses an Wasser dennoch Wasser­
mangei auftrat, nämlich Mangel an Trink­
wasser. Es bewahrheitete sich erneut das 
Wort der Wasserfachleute: "Das Wasser ist 
sich selbst der größte Feind." Genau wie 
vor vier Jahren im Sturmflutgebiet von Harn­
burg kam aus den Oberschwemmungsge­
bieten wieder der Hilferuf: "Schickt Trink­
wasserl " 

Unsere Zeitschrift hat in den vergangenen 
Jahren mehrfach über das Problem der 
Trinkwasserversorgung bei Katastrophen­
lagen berichtet. Unsere einschlägigen Stu­
dien und Reportagen fanden, wie wir fest­
stellen konnten, nicht zu letzt im Ausland, 
großes Interesse. Das gab uns Veranlas· 
sung, die Maßnahmen zur Behebung der 
Trinkwassernot in den Überschwemmungs· 
gebieten mit besonderer Aufmerksamkeit 
zu verfolgen und für unsere Leser auszu­
werten. 

Provisorien gegen 
kurzzeitige Krisen 

In vielen Landesteilen kam es infolge von 
anhaltenden Re~enfällen, Unwettern mit 
großer Niederschlagsergiebigkeit und ver­
einzelt auch durch die plötzliche Schnee· 
schmelze zu Überschwemmungen, die kurz· 
zeitigen Ausfall der normalen Trinkwasser· 
versorgung zur Folge hatten. Oie Ursachen 
der Ausfälle waren, wie auch in früheren 
ähnlichen Lagen, daß beispielsweise die 
Brunnen in Flußniederungen oder Schluch· 
ten vom Oberflächenwasser überflutet wur· 
den. Es vermischte sich das schmutzige 
Oberflächenwasser mit dem Reinwasser im 
Brunnen. Weiter tritt bei Oberschwemmun· 
gen immer wieder ein, daß Pumpwerke un· 
ter Wasser gesetzt oder Rohrleitungen im 
Boden freigespült und beschädigt werden. 
Sofern der Ausfall der normalen Wasser· 
versorgung nur kürzere Zeit andauerte und 
einen verhältnismäßig kleinen Personen· 
kreis betraf, behalf man sich an zahlreichen 
Stellen damit, Trinkwasser in Tanks ver­
schiedener Art heranzufahren. Nicht selten 
trat dabei aber ein Mangel an geeigneten 
Tanks auf. Oie Behält3r in Tanktöschfahr­
zeugen der Feuerwehr müssen in der Regel 
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Notrufe aus derWaSSE 

)SCHICKI IRIN 
Wie funktioniert die Versorgung in ~ 

Im vergangenen Jahr und in den ersten Monaten dieses Jahres 
wurden zahlreiche Gebiete unseres Landes von Oberschwem­
mungskatastrophen heimgesucht. Katastrophen, so bitter sie 
für die Betroffenen sind, bieten den Verantwortlichen für den 
Katastrophenschutz und den Zivilschutz fast immer Möglich­
keiten, Erfahrungen zu sammeln und die getroffenen Vorkeh­
rungen unter Ernstfallbedingungen zu erproben. So war es 
auch diesmal wieder der Fall. 
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ndsgebieten ? 

erst desinfiziert werden. Das darin befind­
liche Löschwasser kann je nach Jahreszeit 
auch mit Frostschutzmitteln versetzt sein 
und aus Kostengründen nicht abgelassen 
werden. Noch schwieriger liegen die Dinge, 
wenn Behälter aus der Landwirtschaft be­
nutzt werden müssen, die sonst zum Trans­
port von Jauche dienen. Als sehr nützlich 
erwiesen sich wiederum die faltbaren Tanks 
aus besdlidltetem Kunstfasergewebe, die 
von den Katastrophenschutzdiensten eini­
ger Bundesländer sowie von Einrichtungen 
des Zivilschutzes bevorratet werden. 

Transportable Wasseraufbereiter 
an Schwerpunkten 

An den Schwerpunkten der überschwem­
mungen, wo eine größere Bevölkerungszahl 
vom Trinkwassermangel betroffen wurde, 
ergab sich jedoch, daß eine Notversorgung 
aUein durch Heranfahren von Trinkwasser 
in Tanks nicht ausreichte. Das zeigte sich 
auch bei der HOchwasserkatastrophe in 
Ostwestfalen im Spätsommer 1965, die wir 
als besonders eindrucksvolles Beispiel her­
ausgreifen. Sehr stark betroffen waren die 
Lippe-Niederung mit der Stadt Salzkotten 
und den umliegenden Orten mit etwa 
12000 Einwohnern sowie das Altenautal 
von Etteln bis Dalheim mit rund 5000 Ein­
wohnern. In diesen Gebieten brach die öf­
fentliche zentrale Wasserversorgung voll­
ständig zusammen. Die Wasserentnahme 
aus Einzelbrunnen mußte von den Behör­
den wegen Seuchengefahr untersagt wer­
den. Naturgemäß versuchte man audl in 
diesen Gebieten zunädlst, die Wasserver­
sorgungskrise mit provisorisroen Mitteln, 
wie Anfahren von Wassertanks, zu über­
brücken. Doch eine Dauerlösung konnte das 
bei dem Ausmaß der Katastrophe nicht 
sein. 

Den für die Notstandsmaßnahmen verant­
wortlidlen Behörden kam der Umstand zu­
gute, daß das Land Nordrhein-Westfalen 
bereits vor Jahren sehr weitsichtig selbst­
fahrende Trinkwasseraufbereiter, soge­
nannte "Fahrbare Trinkwasserquellen" , für 
den Landeskatastrophenschutz angeschafIt 
hat. Die Geräte waren bereits bei der Sturm­
flut 1962 an der Nordseeküste eingesetzt. 
Sie sind auf 5+Lkw in einem geschlosse­
nen Aufbau montiert und bei den Feuer-

wehren größerer Gemeinden stationiert. 
Dadurch sind sie jederzeit einsatzbereit 
und können bei Alarm innerhalb von 10 Mi­
nuten in Marsch gesetzt werden. 

Für den Einsatz in Ostwestfalen wurden die 
Geräte, die in Paderborn, Bielefeld, Dort­
mund und Siegen stehen, in das Katastro­
phengebiet beordert. Sie wurden an ver­
schiedenen Stellen so aufgestellt, daß sie 
Aohwasser aus Bach läufen aufnehmen 
konnten. Die Leistungen der Geräte in dem 
dreiwöchigen Einsatz waren wegen unter­
schiedlicher Inanspruchnahme verschieden. 
Als Höchstleistung wurden 154000 I, als 
Mindestleistung 40000 I Reinwasser pro 
Tag und Anlage registriert. 

Das Problem der Wasserverteilung 

Als ein besonderes Problem erwies sich 
wiederum die Aufgabe der Verteilung des 
Reinwassers an die Bevölkerung. Abge­
sehen davon, daß im Lippe- und Altenau­
gebiet eine größere Anzahl von Streusied­
lungen zu versorgen war, bestätigte sich er­
neut, daß man von der Bevölkerung in Not­
standsgebieten kaum verlangen kann, grö­
ßere Wege zum Abholen des Trinkwassers 
zurückZUlegen und dabei viel Zeit zu opfern. 

Die Betroffenen in Katastrophengebieten 
sind genötigt, sich in vielfältiger Weise um 
die Verbesserung ih rer Lage zu kümmern 
und zu retten, was noch zu retten ist. Man 
darf sie nicht überfordern und ihnen zu­
muten, für ein Teilproblem über Gebühr viel 
Zeit zu verwenden, weil sie dann andere 
notwendige Dinge vernachlässigen mÜßten. 
Man muß ihnen vielmehr Sorgen abnehmen. 
Es hat sich erneut gezeigt, wie groß das 
Transportproblem in der Praxis ist. Jede der 
landeseigenen "Fahrbaren Trinkwasser­
quellen" ist mit 12 faUbaren Nylontanks zu 
je 1500 I ausgestattet. Es ergaben siro an­
fangs Schwierigkeiten, weil die örtlidlen 
Stellen nicht darauf gerichtet waren, für 
diese Tanks Lkw als Transportmittel zur 
Verfügung zu stellen. Es wird also zweck­
mäßig sein, tür künftige Fälle einzuplanen, 
daß gleichzeitig mit den Trinkwasseraufbe­
reitern auch Transportfahrzeuge in den Ein­
satz raum geschickt werden. Aber dort, wo 
Streusiedlungen oder kleinere Orte zu be­
liefern waren, reichten die 12 Tanks pro 
Anlage nicht einmal aus. Der Wasserbedarf 
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Unten: Aus Blch.n und Gräben 
entnehmen lahrbare Trlnkwa .. 
seraulber.lter Rohw .... r und 
verwandeln .. zu Trlnkw.sser. 
Der Schwimmer verhlnd.rt da. 
Ansaugen von Schlamm. Recht.: 
Ein. Rohw .... rtörd.rpumpa. SI. 
kann wochenlang betrieben wer· 
den. Recht. unten: Er.te Impro­
visierte Maßnahme. FOn.n .In .. 
Tankwagen. mit Trinkwasser 
durch eine Klelnmotorpumpa. 

von ländlichen Anwesen wird häufig unter­
schätzt. Der Wasserbedarf der Vieh be­
stände ist höher, als man gemeinhin an­
nimmt. Man muß im Durchschnitt 50 I/Tag 
pro Kuh oder Pferd, je 15 l/Tag pro 
Sdlwein , Jungkalb und dergleichen reeh­
nen. Im ostwestfätisdlen Katastrophenge­
biet half der Bundesgrenzschutz mit Fahr­
zeugen und Falttanks aus. Die BGS-Män­
ner fuhren in rund 2000 Arbeitsstunden 
nicht weniger als 864 000 I Trinkwasser 
aus. 

Auswertung der Erfahrungen 
Die Regierungspräsidenten von Arnsberg 
und Oetmold bestätigten übereinstimmend, 
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daß es allein durch den Einsatz der fahr­
baren Trinkwasseraufbereiter in Verbin­
dung mit einer organisierten Reinwasser­
verteilung möglich war, die Seuchengefahr 
im Katastrophengebiet zu bannen. Unbe­
friedigend tur den fachkundigen Katastro­
phenschutzplaner ist aber ganz offensicht­
lidl das Verhältnis von Wasseraufbereitung 
zur Verteilung. Man muß ernsthaft in 8e- , 
tracht ziehen, ob man nicht Wege suchen 
sollte, durch kleine, billige und einfach zu 
bedienende Wasseraufbereiter Dörfer, 
Kleinsiedlungen und Einzelgehöfte autark 
zu maman. Mit Hilfe solcher Geräte, die 
man bei Bedarf an die Stellen bringen, not­
falls durch Hubschrauber einfliegen kann, 
und die von Mitgliedern der örtlichen Feuer-

MI"e: Fahrzeuge mit eingebau­
ten Trlnkwasseraulbereltungsge­
riten des Landeskatastrophen­
schutzes NIedersachsen. Dane­
ben: Blick In das Innere des Bus­
s .. mit AnSchwemmllltern rechts, 
Motorpumpen In der Mitte und 
Chlorerzeugungsgerllt links oben. 
Unten: Die .Fahrbare Trinkwas­
serquelle" enthilt eine Labor­
ecke tUr Untersuchungen des 
aufbereiteten Wassers. 

2 Werkfolos 8efkefeld 

wehren, des DRK oder des THW zu bedie­
nen sein müßten, könnten sich die kleinen 
Gemeinwesen selbst helfen. Das Transport­
system für das Ae inwasser würde erheblich 
entlastet. 
Aus dieser Sicht ist u. a. neben den bisher 
bekannten Geräten ein kleiner Trinkwasser­
aufbereiter mit einer Stundenleistung von 
3000 I von Interesse, der kürzlich von 
einem namhaften deutschen Werk auf den 
Markt gebracht wurde. Das Gerät ist vor­
nehmlich zum stationären Einbau in EinzeI­
anwesen wie landwirtSchaftliche Gehöfte, 
Wochenendhäuser usw. gedacht, die sich 
nicht selten mit Wasser aus Brunnen ver­
sorgen müssen, welches hygienisch nicht 
einwandfrei ist. Es kann im Bedarfsfall auch 
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zum Ausscheiden von radioaktiven Stoffen 
oder chemischen Kampfstoffen aus dem 
Wasser verwendet werden. In einer verklei­
deten Form, die an einen Kühlschrank oder 
einen modernen Waschautomaten erinnert, 
läßt es sich ohne weiteres in der Küche auf­
stellen. In einer Feldausführung mit Not­
stromaggregat, die man zweifellos von der 
GrundkonstrUktion ableiten konnte, ware es 
ein erwünschter technischer Beitrag zur Er­
gänzung der bisher meist üblichen Groß­
geräte. 

Wei tere Geräteanschaffungen 

der Länder 

Neben Nordrhein-Westfalen sind auch z. B. 
die Länder Baden-Württemberg, Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Hamburg sowie 
Schleswig-Holstein im Besitz von bewegli­
chen Trinkwasseraufbereitern. Zum Teil ha­
ben die Länder ihre Bestände vermehrt 
oder beabsichtigen, zusätzliche Aggregate 
anzuschaffen. Das Land Niedersachsen er­
hielt mehrere VW-Busse mit Anhänger. Im 
Fahrzeug eingebaut ist ein ABC-Fi1tergerät 
von 6000 I Stundenleistung mit elektrischer 
Chlorgaserzeugung aus Kochsalz. Alle Teile 
dieses Gerätes können aus dem Wagen 
herausgenommen und durch andere Trans­
portmittel, so z. B. Boote und Hubschrau­
ber, bewegt werden. 

Willkommene 

übungsmöglichkeiten 

Den Landeskatastrophendiensten sind Ge­
legenheiten zu Einsätzen stets willkommen. 
Es müssen dies nicht immer Katastrophen 
sein. So war eine "Fahrbare Trinkwasser­
quelle" aus Fulda mehrfach bei einem Ju­
gendiager in der Rhön eingesetzt. Eine an­
dere Aufbereitungsanlage ermöglIchte die 
Wasserversorgung eines BLSV-Zeltlagers 
bel Trier. In Arnsberg war Benzin in einen 
Brunnen geraten. Das Wasser wurde durch 
eine "Fahrbare Trinkwasserquelle" ge­
schickt und konnte dann in die Wasserlei­
tung eingespeist werden. Zu einem 13 Tage 
dauernden Einsatz kam es für eine fahr­
bare Aufbereitungsanlage beim Wasserwirt­
schaftsamt Ehingen, Baden-Württemberg. 
Der Grundwasserbrunnen der Gemeinden 
Erzgrube und Kälberbrunn war durch eine 
Baustelle in Mitleidenschaft gezogen wor­
den. Man mußte zur Versorgung der etwa 
300 Einwohner sowie weiterer 300 Kur­
gäste Wasser aus der Nagold nehmen. 
Nach der Reinigung in der Wasseraufberei­
tungsanlage wurde es in das Wasserrohr­
netz gepumpt, so daß die Versorgung der 
Ortschaften ohne Einschränkung aufrecht­
erhalten blieb, bis der Brunnen wieder in 
Ordnung war. 

Oie beweglichen Trinkwasseraufbereiter 
haben sich an zahlreichen Stellen und unter 
vielfältigen Einsatzbedingungen bewährt. 
Sie sind zu einem festen Bestandteil des 
Katastrophenschutzes geworden. 

H. C. W-M. Bonn 0 
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Oben: Obersichtlich angeordnet sind 
die Kontrollelemente der FIlteranlagen. 
Links: Kleines Wasseraulbereltungs­
gerät für Bauerngehöfte und andere 
EInzeianwesen. Es hat ein automa­
tisches Chemlkallen-Doslergerät. Un­
ten: Die . Fahrbaren Trinkwasserquel­
len" des Landeskatastrophenschutzes 
Nordrheln-Westfalen sind bei den 
Feuerwachen des Landes stationiert. 
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v. Die Entwicklung der 
NATO und der Aufbau 
der militärischen 
Kommandobehörden 

1. Als die Bundesregierung im Frühjahr 
1955 die entscheidenden Beratungen über 
das sdlOn behandelte Vorläufige Luft­
sdlUtz-Programm aufnahm, bahnte sich be­
reits eine Entwicklung an, die wenig später 
weit über den bisherigen Arbeitsbereich des 
Luftschutzes und des zivilen Bevölkerungs­
schutzes hinausführen sollte. 

Am 9. Mai 1955 war die Bundesrepublik 
dem Nordatlantikvertrag vom 4. April 1949 
beigetreten. Wenngleich dieser Vertrag 
auch Verpflidltungen zu einer verstärkten 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf 
außen- und wirtschaftspolitischem Gebiet 
begründete (Art. 2 und 4). so lag sein We­
sensgehalt doch in dem Abschluß eines Mi­
litärbündnisses zur gemeinsamen Verteidi­
gung von fünfzehn Staaten der freien Welt. 
In Art . 5 des Vertrages vereinbarten die 
Parteien, daß ein bewaffneter Angriff gegen 
eine oder mehrere von ihnen als ein Angriff 
gegen alle angesehen würde. Sie verpflich-

Ihre Entwicklung in der Bundesrepublik 

Von Ministerialrat Dr. jur. Dr. phil. Ullrich Eichstädt, Bonn 

teten sich daher, einander Beistand zu leisten 
und Maßnahmen zu treffen, um die Sicher­
heit des nordatlantischen Gebietes zu er­
halten oder wiederherzustellen. Außerdem 
bestimmte Art. 3, daß zur besseren Ver­
wirk lichung der Ziele des Vertrages "die 
Parteien einzeln oder gemeinsam durch 
ständige und wirksame Selbsthilfe und ge­
genseitige Unterstützung die eigene und 
die gemeinsame Widerstandskraft gegen 
bewaffnete Angriffe erhalten und fortent­
wickeln werden". Danach waren die Mit­
glieder der Allianz verpflichtet, nicht nur ihr 
militärisches, sondern auch ihr ziviles Po­
tential im Frieden zu wahren und auszu­
bauen sowie Vorbereitungen für die beson­
dere Situation eines Krieges zu treffen. 
Diese Bestimmung sollte für die weitere 
Entwicklung im zivilen Bereich von großer 
Bedeutung werden. 

2. Die Struktur der Nordatlantikpakt-Orga­
nisation (NATO)1 stand im Zeitpunkt des 
Beitritts der Bundes republik Deutschland 
im wesentlichen fest. Der NATO-Vertrag 
selbst sieht in Art. 9 lediglich die Errich­
tung eines Rates vor, in dem jede der ver­
tragschließenden Parteien vertreten ist. Der 
Rat sollte so gestaltet sein, daß er jederzeit 
schnell zusammentreten kann. Ihm obliegt 
es, aUe Fragen zu prüfen, welche die Durdl­
führung des Vertrages betreffen und - so­
weit erforderlich - nachgeordnete Stellen, 
insbesondere einen Militär-Ausschuß, zu 

errichten. Weitere Organisationsbestim-
mungen enthält der NATO-Vertrag nicht. 

Bereits bei seiner ersten Zusammenkunft 
vom 17.-19. September 1949 befaßte sich 
der Nordatlantikrat mit der Organisation 
der Allianz. Es wurde zunächst festgelegt, 
daß sich der Rat als das oberste Gremium 
des Bündnisses aus den Außenministern al­
ler Mitgliedstaaten zusammensetzen sollte. 
Alljährlich wurden eine ordentliche Tagung 
und bei Bedarf zusätzliche außerordentli­
che Sitzungen vorgesehen. Weiterhin wurde 
im November 1949 die Bildung eines Ver­
teidigungs-Ausschusses - bestehend aus 
den Verteidigungsministern - und eines Fi­
nanz- und Wirtschafts-Ausschusses - be­
stehend aus den Finanzministern der Mit­
gliedstaaten - beschlossen. Diese Organi­
sation erwies sich jedoch nicht als zweck­
mäßig. Im Mai 1951 wurden daher die letzt­
genannten Ausschüsse wieder aufgelöst 
und ihre Aufgaben dem Rat übertragen, der 
damit das einzige Ministergremium des 
Bündnisses wurde. Gleichzeitig vereinbarte 
man jedoch, daß sich die Regierungen im 
NATO-Rat je nach Art der Tagesordnung 
durch ihre Außen- oder andere Minister -
insbesondere durch die Verteidigungs- und 
Finanzminister - oder sogar durch die Re­
gierungschefs vertreten lassen könnten. Bei 

, Alle Angaben zu den folgenden ZiH. 2-5 sind dem 
NATQ-Handbudl, 12. Ausgabe, Paris, Mai 1965, ent­
nommen. 
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dieser Regelung ist es seither geblieben. 
Entsprechend der Souveränität und Gleich­
beredltigung der Mitgliedstaaten der NATO 
werden grundsätzlich alle Entscheidungen 
des Rates einstimmig getroffen. 

3. Sehr bald stellte sidl heraus, daß die 
Pausen zwischen den Ministertagungen zu 
lang waren , um die laufenden Probleme 
rasch genug zu bewältigen. So wurde auf 
der NATO-Ratstagung in Lissabon im Fe­
bruar 1952 eine Reorganisation beschlos­
sen. Damit der Rat seine Funktionen mit 
Entscheidungsbefugnissen laufend wahr­
nehmen konnte, sollte er zwischen den Ta­
gungen der Minister künftig auf der Ebene 
Ständiger Vertreter der Mitgliedstaaten zu­
sammentreten, die den Rang von Botschaf­
tern haben. Er wurde damit zu einer ständi­
gen Einrichtung. Seitdem ist der Ständige 
NATO-Rat ein fester Bestandteil der Orga­
nisation des Bündnisses. Zum Sitz der 
NATO wurde Paris bestimmt 

4. Als ersten Ausschuß errichtete der NATO­
Rat schon am 19. September 1949 einen 
Militär-Ausschuß. Innerhalb der NATO stellt 
er die oberste rein mil itärische Instanz dar. 
Er setzt sich aus den Generalstabschefs der 
Mitgliedstaaten zusammen und erteilt den 
ihm nachgeordneten Stellen Richtlinien und 
Empfehlungen auf militärischem Gebiet. 
Damit der Militär-Ausschuß stets präsent 
ist, behandeln in der Zeit zwischen den Ta­
gungen der Generalstabschefs Ständige 
Militärische Vertreter die in ihre Zuständig­
keit fallenden Fragen. 

Als Exekutivorgan des Militär-Ausschusses 
wurde ebenfalls schon 1949 die Ständige 
Gruppe gebildet. Sie setzt sich aus Vertre­
tern der Generalstabsdlefs Frankreichs, 
Großbritanniens und der USA zusammen, 
die von ihren nationalen Delegationen un­
terstützt werden. Sie verfügt über einen In­
ternationalen Planungsstab, dem Vertreter 
aller Mitgliedstaaten angehören können. Er 
wird von einem Direkor geleitet, der aus 
einem der in der Ständigen Gruppe nidlt 
vertretenen Staaten stammt. Aufgabe der 
Ständigen Gruppe ist die strategische Füh­
rung der NATO-Streitkräfte. Sie ist audl zu­
ständig für die Koordinierung der Verteidi­
gungspläne, die von den NATO-Kommando­
Bereichen und der Regionalen Planungs­
gruppe USA - Kanada ausgearbeitet wer­
den. Sie legt dem Militär-Aussdluß und 
dem Rat die erforderlichen Empfehlungen 
zur Beschlußfassung vor. 

Der Ständigen Gruppe unterstehen schließ­
lich eine Reihe von militärischen Dienst­
stellen, von denen hier nur das Amt für 
Standardisierung, die NATO-Verteidigungs­
akademie in Paris sowie eine Re ihe von 
Ausschüssen und Ämtern auf dem Gebiet 
des militärischen Fernmeldewesens er­
wähnt werden sollen. 

Da die Ständige Gruppe - ebenso wie der 
Mili tär-Aussdluß - nicht am Sitz der NATO 
in Paris arbeitet. wird sie dort durdl einen 
Verbindungsstab vertreten. Diesem obliegt 
auch die Verbindung zum Rat und die Zu­
sammenarbeit mit den zivilen Ausschüssen 
der NATO. 

B 

5. Parallel zu dem Aufbau der Spitzen­
gremien vollzog sich die Organisation der 
militärischen Kommandobehörden der 
NATO. Schon am 1. Dezember 1949 hatte 
der damalige Verteidigungsausschuß eine 
strategische Konzeption für die " Integrierte 
Verteidigung des NATO-Gebietes" verein­
bart. Am 1. April 1950 billigte er den Ent­
wurf eines Vier-Jahre-Verteidigungsplanes 
und legte damit die erste Grundlage für die 
NATO-Verteidigung überhaupt. Die Verwirk­
lichung dieser Pläne wurde durch den Aus­
bruch des Korea-Konfliktes am 25. Juni 
1950 besdlleunigt, denn dieser führte der 
freien Welt klar vor Augen, welcher Bedro­
hung sie ausgesetzt war. Bei seiner Tagung 
in New York am 15. September 1950 kam 
der NATO-Ministerrat zu der Erkenntnis, 
daß in Europa eine vorgeschobene Strate­
gie verfolgt werden müsse, um einen et­
waigen Angriff soweit wie möglich im Osten 
zum Stehen zu bringen. Dazu waren jedoch 
weit stärkere Truppenverbände erforderlich, 
als sie damals der NATO zur Verfügung 
standen. Die mili tärische Stärke mußte also 
erhöht werden. überdies bedingte eine der­
artige Strategie die Verteidigung Europas 
auf deutschem Boden. Ohne die militäri­
sche und politische Beteiligung der Bun­
desrepublik war dieses Ziel jedoch nicht zu 
erreichen. Daraufhin kamen die schon an 
anderer Stelle erörterten Verhandlungen 
über einen deutschen Verteidigungsbeitrag 
in Gang. Außerdem erkannte der NATO-Rat, 
daß es erforderlich war, "so frühzeitig wie 
möglich eine unter zentralem Kommando 
stehende integrierte Streitmacht aufzu­
bauen, die genügend groß ist, um einen 
Angreifer abzuschrecken und die Verteidi­
gung Westeuropas zu garantieren". 

Daraufhin schlug der Präsident der Ver­
einigten Staaten als Obersten Alliierten Be­
fehlshaber Europa (SACEUR) General 
Eisenhower vor. Dieser Vorschlag wurde 
vom NATO-Rat am 18. Dezember 1950 in 
Brüssel angenommen. General Eisenhower 
bildete dann in den ersten Monaten des 
Jahres 1951 seinen Generalstab (SHAPE) 
und schlug sein Hauptquartier in der Nähe 
von Paris auf. 

Einige Zeit später wurden zwei weitere 
Kommandobereidle geschaffen. Am 30. Ja­
nuar 1952 kam es zur Errichtung des 
Alliierten Kommandobereidls Atlantik 
(SACLANT) mit Sitz in den USA. Ihm folgte 
im Februar 1952 der Alliierte Kommando­
bereich Ärmelkanal. Ferner wurde eine ge­
meinsame amerikanisch-kanadisdle Regio­
nale Planungsgruppe für die Verteidigung 
des nordamerikanischen Subkontinents er­
richtet. 

Seit 1952 ist der durch den NATO-Vertrag 
abgedeckte Raum mithin in drei Kom­
mandobereiche (Europa, Atlantik, Ärmel­
kanal) und eine Regionale Planungsgruppe 
aufgeteilt. Wegen seiner Bedeutung für die 
Bundesrepublik bedarf der Kommandobe­
reich Europa einer näheren Betrachtung. 

Das Alliierte Oberkommando Europa löste 
die gemeinsame Verteidigungsorganisation 
ab, die aulgrund des am 17. März 1948 zwi­
schen Großbritannien, Frankreich und den 

Benelux-Staaten durch den Brüsseler Ver­
trag ins Leben gerufen worden war. Sie 
hatte dem Oberbefehl des britischen Feld­
marschalls Montgomery unterstanden. Ihr 
Hauptquart ier lag in Fontainebteau. Dieses 
Oberkommando ging nun in der neuen 
NATO-Kommandobehörde auf. 

Im Zuge des weiteren Aufbaus der Kom­
mandostruktur gliederte sich der Alliierte 
Befehlsbereich Europa (ACE) nach und 
nach in 5 nach geordnete Kommandobe­
reiche : 

(1) den Bereich des Oberbefehlshabers 
Europa-Nord (CINCNORTH), der Norwegen, 
Dänemark und Schleswig-Holstein umfaßt ; 

(2) den Bereich des Oberbefehlshabers 
Europa-Mitte (CINCENT), der das ganze 
Bundesgebiet südlich der Eibe bis zu den 
Alpen und das kontinentale Westeuropa 
umfaßt; 

(3) den Bereich des Oberbefehlshabers 
Europa-Süd (CINCSOUTH), der Süd- und 
Südosteuropa umfaßt, soweit es zur NATO 
gehört; 

(4) den Bereich des Oberbefehlshabers 
Mittelmeer (CINCAFMED) und 

(5) den Bereich des Oberbefehlshabers 
der Luftverteidigung Großbritanniens. 

Das Gebiet der Bundesrepublik liegt somit 
zwar in vollem Umfang Im Bereich des 
Alliierten Oberkommandos Europa, gehört 
aber nördlich der Eibe zu dem Oberkom­
mando Europa-Nord, südlich der EIbe zum 
Oberkommando Europa-Mitte. Der letztge­
nannte Bereich zerfällt seinerseits noch in 
zwei Armeegruppen (NORTHAG und CEN­
TAG), zu denen je eine taktiSche Luftflotte 
tritt. 

Während die Spi tzengremien der NATO 
nadl dem Ausschußprinzip organisiert sind, 
wonach jeder Staat Silz und Stimme hat 
und alle Entscheidungen einstimmig getrof­
fen werden müssen, sind die NATO-Kom­
mandobehörden nadl rein militärischen 
Grundsätzen hierardlisdl aufgebaut. Sie 
bestehen aus Angehörigen aller NATO­
Staaten, die zu diesen Behörden abgestellt 
werden und sich in deren Struktur einfügen. 
Die Kommandobehörden sind mithin echte 
"integrierte" Dienststellen. Ihre Befehls­
haber sind für die Ausarbeitung der militäri­
schen Verteidigungspläne in ihren Zustän­
digkeitsbereichen, für die Festsetzung der 
Stärke der erforderlichen Einheiten sowie 
für die Forderungen nach Dislozierung und 
Ausbildung der ihnen unterstellten Streit­
kräfte verantwortlich. 

Die Streitkräfte der Mitgliedsstaaten können 
bereits in Friedenszeiten den NATO-Füh­
rungsstäben unterstehen oder aber für eine 
Unterstellung im gegebenen Fall vorge­
sehen werden. Soweit dies nidlt der Fall 
ist, verbleiben sie unter nationalem Kom­
mando. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die 
militärische NATO-Verteidigung organisato­
risch einen hohen Grad von Integration auf­
weist und diese - fü r deutsche Verhält­
nisse neuartige - Gliederung nicht ohne 
Einfluß auf die zivile Verteidigung bleiben 
konnte. (Wird lortgeselzt) 



HOHE AUSZEICHNUNG 
FUR GENERAL 8. D. BUSSE 

Herr Bundesinnenminister Lücke haI Herrn General d. Inf. a. D. 
Theodor Busse I Wallerstein, am 24. Februar 1966 das vom 

Herrn Bundespräsidenten verliehene Große Verdienstkreuz mit 
Stern des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland über­
reidlt. Damit wurde wiederum eine Persönlichkeit in der Bundes­
republik Deutschland wegen ihrer hervorragenden Verdienste um 
den Aufbau der zivilen Verteidigung mit einer hohen Auszeichnung 
geehrt. 

Herr General a. D. Busse stellte seine Erfahrungen und Kenntnisse 
von Beginn an in den Dienst der Bundesrepublik Deutschland. Zu­
nächst waren es Fragen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
und namentlich die Vorbereitungen für die Aufstellung des Bundes­
grenzsdlUlzes, zu denen er als Gutachter maßgebliche Beiträge 
geleistet hat. Vom Herbst des Jahres 1954 an, dem Anfang 
einer allgemeinen Zivilverteidigungsplanung, übernahm Herr 
General a. D. Busse, nunmehr als ständiger Berater des Bundes­
innenministers und Mitarbeiter des Leiters der Abteilung "Zivile 
Verteidigung", die Bearbeitung der großen operativen Probleme, 
die sich in diesem Zusammenhang für die Bundesregierung stellten. 
Unter vielem anderem erarbeitete er vor allem Vorschläge für die 
Zusammenarbeit der militärischen und zivilen Behörden, Pläne für 
die Befehlsstelle der Bundesregierung und die Grundzüge für eine 
zivile Alarmplanung. EntScheidenden Einfluß nahm Herr General 
a. D. Busse insbesondere auf die Entwicklung eines Planes zur 
Organisation der Bundesregierung im Verteidigungsfall. Es lag 
deshalb nahe, ihn mit der Führung des in diesem Rahmen vorge­
sehenen Führungsstabes des Bundesministeriums des Innern zu 
beauftragen. In dieser Eigenschaft hat Herr General a. D. Busse in 
den außenpolitisdlen Krisen der letzten 10 Jahre die Vorbereitun­
gen der Bundesregierung maßgebend beeinflußt. 

Als Herr General a. D. Busse im Dezember 1965 im Alter von 
68 Jahren seine Tätigkeit im Bundesministerium des Innern be­
endete, charakterisierte der Leiter der Abteilung "Zivile Verteidi­
gung", Ministerialdirektor Thomsen, in einer Feierstunde die 
Persönlichkeit des Ausscheidenden mit den Worten, daß sich in 
ihm hervorragendes Wissen mit der verständnisvollen Einsicht in 
die mannigfaltigen Vorgänge der zivilen Verwaltung in geradezu 
idealer Weise vereinigten; Herr General a. D. Busse bleibe deshalb 
auch nach seinem Ausscheiden Vorbild für alle, denen die große 
Verantwortung für den weiteren Aufbau einer wirksamen Zivil­
verteidigung und darüber hinaus der Gesamtverteidigung obliegt. 
Herr General a. D. Busse hat sich um die Bundesrepublik Deutsch­
land verdient gemacht ; die Verleihung des Großen Verdienst­
kreuzes mit Stern ist gerechte Anerkennung dieser Verdienste. 
Seine hohe Auszeichnung darf aber audl von denen, die sich für 
die Aufgabe der Zivilverteidigung zur Verfügung gestellt haben, 
insbesondere von den vielen fre iwilligen Helfern, als Anerkennung 
ihres Wirkens angesehen werden. 

Beachtung verdienen auch die Worte, mit denen General a. D. 
Busse auf die Verleihung der hohen Auszeidlnung antwortete. 
Nachstehend werden sie deshalb wörtlidl wiedergegeben: 
"Sehr verehrter Herr Minister! 
Ich danke aufridltig für Ihre anerkennenden, mich ehrenden Worte. 
Ebenso danke ich für die hohe Auszeidlnung, welche der Herr 
Bundespräsident mir verliehen hat. Diese sehe Ich in erster Linie 

als eine Wertung der Sache an, der ich mich verpflichtet gefühlt und 
der zu dienen ich mich bemüht habe. 

Das ist die Zivilverteidigung. Sie ist eine außerordentlich schwere 
Aufgabe. Dies, weil sie äußerst unpopulär ist, Lasten mit sidl 
bringt, der Allgemeinheit Opfer abverlangt und Einbrüche in die 
private Sphäre des Bürgers zur Folge hat. Ich bin aber der festen 
Überzeugung, daß wir in unserer Lage alles tun müssen, um für 
unsere Bevölkerung eine möglichst hohe Sidlerheit zum Überleben 
in Notzeiten zu erreichen. Gesdlieht das nidlt, so besteht die außer­
ordentliche Gefahr, daß die Staatsführung sich in einer Krise in die 
Zwangslage versetzt sieht, sich einer Erpressung von außen allein 
sdlon deshalb beugen zu müssen, weil sie die Bevölkerung völlig 
schutzlos weiß. 

Sie, Herr Minister, haben diese große und wichtige Aufgabe jetzt 
vor sich! Ich wünsche aufrichtig, daß es Ihnen gelingen möge, 
alsbald diejenigen Grundlagen zu schaffen, welche die Voraus­
setzungen für die dringend notwendigen Schutzmaßnahmen für 
unser Volk bilden. Damit wünsche ich gleichzeitig den Herren der 
Abteilung VII, daß ihre jahrelange aufopfernde und selbstlose 
Arbeit endlich eine gewisse Krönung erfahren möge." 

Der Bundesluftschutzverband, bundesunmittelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, sucht umgehend einen 

Referenten für die 
Öffentl ich keitsarbeit 
Kennziffer 17 

Sachgebiet: Der Referent für die Öffentlichkeitsarbeit 1m Bundes­
lultschutzverband hat die Aufgabe, Kontakte zu Presse, Funk und 
Fernsehen zu pIlegen, Werbung und Ausstellungswesen zu organi­
sieren, die Zeitschrift ZB als Chefredakteur zu leiten und die 
P~blikationen des Bundestullschutzverbandes zu redigieren und 
herzustellen. 

Anforderungen : Der Bewerber soll eine abgeschlossene journa­
listische Ausbildung. möglichst Hochschulausbildung, haben und 
Redakteur an einer ZeItung oder Zeitschrift gewesen sein. Erfah­
rungen in Pressestellen erwünscht. Er muf3 über eIne gute All­
gemeinbildung verfügen und die gesamte Öffentlichkeitsarbeit 
selbständig leiten können. Englische Sprachkenntnisse erwünscht. 

Geboten wird : Vergütungsgruppe Ib BAT, zusätzliche Altersver­
sorgung, Beihilfe bei Krankheit und Unterstützung in Notfällen, 
Zuschuß zum Mittagessen; bei Vorliegen der Voraussetzungen 
Trennungsgeld , Sonderurlaub für Familienheimfahrten und Um­
zugskosten ; Hilfe bei der Wohnraumbeschaffung. 

Bewerbungen mit ausgefülltem Personalbogen, handgeschriebe­
nem lebenslauf, übersicht über den beruflichen Werdegang, Licht· 
bild und beglaubigten Zeugnisabschriften unter Angabe der Kenn­
ziffer 17 bis 15. 5. 1966 erbeten an 

Bundesluflschulzverband - Bundeshauplslelle -
S Köln, Merloslraße 10-14 

Personalbogen werden auf Anforderung (mit Kennzilferangabc) 
zugesandt. Persönliche Vorstellung nur nach Aufforderung. 
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Verlelzte müssen schonend und 
doch sicher auf der Trage befesligl 
werden, um auf schwierigen Transport­
wegen, z. B. über Trümmer oder aus 
hochgelegenen Bergestätten, einen 
sicheren Abtransport zu gewährleisten. 

I 
je im Jahre 1963 vom BLSV heraus­
gegebene und zur Zeit nodl geltende 
.. Dienstvorschrift für die Ausbildung im 
Selbstschutz" (Dv 111 /1) und die 

"Dienstvorschrfft für die Ausbildung der 
Selbstschutzzüge" (Dv 111/5) schreiben für 
die Ausbildung von Rettungsstaffeln der 
Selbstschutzzüge (und sinngemäß für die 
Ausbildung der Rettungskräfte im Betriebs­
selbstsdlUtZ) nach der einführenden Selbst­
schutzgrundausbildung eine Rettungs-Fach­
ausbildung vor. 

Auf Grund dieser Vorsduiften werden die 
Staffel helfer im . Fachlehrgang Rettung IU 

für ihre Aufgabe ausgebildet, zusätzlich er­
halten die Stalfelführer eine Weiterbildung 
im "Fadllehrgang Rettung 11 " an den Lan­
desschulen des Bundeslurtsdlutzverban­
des. 

Nachdem seit einigen Jahren in der Aus­
bildungsarbeit der örtlichen Dienststellen 
des BLSV, bei den landesschulen und der 
Bundesschule die Ausbildung von Ret­
tungskräften und Ausbildungskräften für 
dieses Fachgebiet nach den oben erwähn­
ten Vorschriften durchgeführt wurde, er­
scheint es erforderlich, einmal diese bis­
herige Ausbildung daraufhin zu betrachten, 
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ob die Thematik der vorgeschriebenen 
lehrpläne und die angewandten Ausbil­
dungsmethoden sich bewährt haben . 
Es drängen sich dazu Fragen auf, deren 
Beantwortung jedoch nicht nur von der 
Ausbildung her mit den gewonnenen Er­
kenntnissen und Erfahrungen zu beantwor­
ten sind. 
Bei der Betrachtung der Problematik des 
Reltungseinsatzes von SelbstsdlUtzkräften 
und der dazu erforderlichen fachlichen Vor­
bereitung sind in großem Umfang auch 
technische und organisatorische Verhältnis­
se der Umwelt mit zu berücksichtigen. 

Wer soll Rettungshe lfer werden? 

Die Notwendigkeit, im Bereich der Gemein­
den die Organisation des Selbstschutzes 
und damit auch die Aufstellung der jeweils 
benötigten SelbstSchutzzüge voranzutrei­
ben. ergibt die Frage nach der personellen 
Zusammenstellung der Reltungsstaffeln. 
Selten wird man die .. Ideal-Staffel" aufstel­
len können, die nur aus fachlich vorgebilde­
ten Personen - Handwerkern. Bauleuten, 
Bergleuten, Technikern - bestehen wird. 
Das soll jedoch nicht dazu führen. den Weg 

rnen 
an ma~ 



Frilz Wagner, Waldbröl 

• 
le gen 

Die Ausbildung 
von Rellungskrälten 

im Selbstschutz 

des geringsten Widerstandes zu gehen und 
einfach eine listenmäßige Aufstellung ohne 
Berücksichtigung der Eignung vorzuneh­
men. (Wie sollten z. B. 16- bis 18jährige jun­
ge Mädchen bei allem guten Willen den kör­
perlichen und technischen Anforderungen 
nachkommen, die an Rettungshelfer gestellt 
werden müssen?) 

Auf jeden Fall sollen die Rettungsstaffeln 
aus Männern bestehen; die älteren Helfer 
bringen Berufs- und lebenserfahrung, die 
jüngeren körperliche Kräfte und tedmische 
Gesdlicklichkeit als wesentliche Eigenhei­
ten für die Aufgabe des Rettungshelfers 
mit. Eine Ausnahme bietet die Tätigkeit des 
"Rettungs-laienhelfers ", dessen Aufgaben 
sehr gut von geeigneten Frauen wahrge­
nommen werden können. 

Da die Selbstschutzzüge in Aufgabenstei­
lung und personeller Zusammensetzung mit 
den freiwilligen Feuerwehren vergleichbar 
sind, dürften im Hinblick auf die Kräfteaus­
wahl und die Ausbildung auch die Erfah­
rungen der Feuerwehren für den Selbst­
schutz anwendbar sein. Auch unsere Feuer­
wehren bestehen aus freiwilligen Bürgern 
der Gemeinden ohne spezielle Auswahl be-

Die Leiter ist zu kurz. - Im Augen­
blick der Gefahr muß der Helfer sich 

zu helfen wissen. Jetzt zeigt es sich, 
wie gut es ist, wenn er in der Aus­

bildung das Verlängern und Absichern 
von Leitern gelernt hat. 

zehntelanger Arbeit haben sich aber dort 
Verwendbarkeit und Einsatzwert der einzel­
nen Helfer durch sinnvolle Nachwudlsbil­
dung und gute Ausbildungsmethoden er­
geben. 

Junge, noch unerfahrene Männer werden in 
der Ausbildung und im Übungsbetrieb von 
den älteren, im Feuerwehrdienst bewährten 
Kameraden, in Aufgabe und Arbeit einge­
führt und weitergebildet. Es entwickelt sich 
so - oft sogar außerhalb der eigentlichen 
.. Fachausbildung"' - , schon aus dem Gefühl 
der Zusammengehörigkeit, der einsatzfähige 
und einsatzbereite Helfer. 

Diese Tatsachen lassen fraglich erscheinen , 
ob es mit der einmaligen Aufstellung und 
einer einmaligen 24stündigen Fachausbil­
dung allein möglich sein wird, aus den 
Selbstschutzzügen wirklich einsatzfähige 
Mannschaften zu bilden. 

Die SelbstSchutzzüge sollen sich unter der 
Betreuung der örtlichen BlSV-Dienststellen 
von der reinen .. Personengruppe" zur ech­
ten Hilfsgemeinschaft entwickeln, die Zu­
versicht und Vertrauen in die eigene lei­
stungsfähigkeit erwirbt und sich ihres Wer­
tes bewußt wird. 

• sonders technisch versierter Kräfte. In jahr- Es ist wohl nicht unbillig, von den verant-
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wortlichen Gemeinden eine, Oel den Feuer­
wehren und anderen Hilfsorganisationen 
seit langem geübte, "außerdienstliche" Be­
treuung und Förderung auch der Selbst­
schutzzüge zu erwarten. Es sei hier offen 
ausgesprochen, daß mancherorts noch die 
Auffassung besteht, die Selbstschutzzüge 
und der ganze Selbstschutz seien eine ver­
bandseigene Angelegenheit des BLSV. 

Bei solchen - den gesetzlichen und recht­
lichen Direktiven zuwiderlaufenden - Auf­
fassungen können Selbstschutzzüge natür­
lich nie das werden, was Gesetzgeber und 
Fachleute erwarten und was mit der Schaf­
fung dieser Selbsthilfeeinrichtung der Bür­
gerschaft einer Gemeinde erreicht werden 

soll. 

Diese zu wünschende Entwicklung kann er­
heblich gefördert werden, wenn die mit der 
Aufstellung betrauten BLSV-Dienststellen 
sich bemühen, die Rettungs-, Kraftspritzen­
und Laienhelferstaffeln richtig personell zu­
sammenzustellen und einer zweckmäßigen 
fachlichen Ausbildung zuzuführen. 

Damit kann auch den Gemeinden ein An­
reiz gegeben werden, die Züge in die all­
gemeine Katastrophenplanung mit einzube­
ziehen und im Bedarfsfall einzusetzen . Das 
Gesamtpotential der örtlichen Hilfskräfte 
und -organisationen würde dadurch eine 
beachtliche Verstärkung erfahren. Möglich­
keit, Notwendigkeit und Wert des gesamten 
SelbstSchutzes würden damit auch in der 
Auffassung der Offentlichkeit erheblich an 
Verständnis und Wertschätzung gewinnen. 

Zur aufgeworfenen Frage, aus welchen 
Kräften eine Rettungsstalfel gebildet wer­
den sollte, ist zusammenfassend festzu­
stellen, daß die Staffel zumindest zu einem 
Teil - Stalfelführer, Truppführer - mög­
lichst aus erfahrenen und beruflich geeig­
neten Personen und zum anderen mit jun· 
gen, bildungsfähigen Helfern besetzt wer· 
den soll. 

Die grundlegende Fachausbildung sollen 
alle gleichmäßig ohne Rücksicht auf Vor­
kenntnisse erhalten. Über die Ausbildung 
hinaus sollten bestehende Staffeln aber 
weiter nicht nur zu Übungen oder Wieder­
holungen herangezogen, sondern auch 
"außer Dienst" betreut werden. Nur dann 
können sich Zusammengehörigkeitsgefühl 
und Zusammenarbeit im notwendigen Maße 
entwickeln und festigen. 

Der Gesetzgeber kann dazu selbstver­
ständlich keine Auflagen und Vorschriften 
geben. Es wird weitgehend von der Initia­
tive und dem Geschick der beteiligten Or­
ganisationen - den örtlichen BLSV-Dienst­
stellen und den Gemeinden - abhängen, 
ob dieses Instrument der Selbsthilfe ihrer 
Bürgerschaft wirklich funktioniert oder ob 
sie auf dem Papier stehenbleibt. 
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Selten wird es möglich sein, eine 
Rettungsstaffel nur aus fachlich vor­
gebildeten Personen - Handwerkern, 
Bauleuten, Bergleuten u. a. - auf­
zustellen. Aber jeder Rettungshelfer 
muß trotzdem wissen und lernen, 
daß alle Verbindungen der Stützkon­
struktionen gut verstrebt und ab­
gesichert werden müssen. 

Wozu soll der Helfer 

ausgebildet werden? 

Die von den Rettungsstaffeln der Se-Züge 
und den Retlungskräften im Betriebsselbst­
schutz geforderte und zu leistende Hilfs­
tätigkeit wird überwiegend durch die Scha­
denslage best immt. Die Schadensverhält­
nisse im vorgesehenen Arbeitsbereich 
- dem Selbstschutzbezirk oder den Be­
triebsanlagen - lassen sich jedoch in kei· 
nem Fall voraussehen. 

Der Ablauf von Rettungsaktionen wird sich 
immer zwangsläu fig aus der Gesamtsitua­
tion entwickeln müssen. Zu berücksichtigen 
und von bestimmtem Einfluß sind jedoch 
nicht allein die Gebäudeschäden, Vertrüm­
merungen und Zerstörungen, sondern auch 
die allgemeine Lage der Umgebung (Brän­
de, Strahlungsgefahr), die eigene personel­
le Lage (welche Hilfskräfte stehen zur Ver­
fügung?) , die Zeitumstände (Warnung oder 
Überraschung , Tag oder Nacht), die perso· 
nelle Lage der Betroffenen (wo muß ge­
rettet werden?) und die technische Lage 
(welche Hilfsmittel, Geräte usw. stehen zur 
Verlügung?). 

Hieraus ergibt sich zwangsläufig, daß Ret· 
tungsarbeiten nicht schematisch nach" Vor­
schriften " und vorher festgelegten "Kom· 
mandos" ablaufen können. Die Einsatzauf-

gabe verlangt vielmehr von jedem Rettungs­
helfer in größtem Maße Anpassung an die 
durch das Katastrophengeschehen geform· 
ten Verhältnisse und zweckentsprechendes 
Handeln. Gewiß werden die Erfahrungen 
aus der Praxis der Hilfeleistung und die in 
der Ausbildung erlernte Hilfstechnik das 
Leistungsvermögen der Helfer bestimmen, 
es muß aber immer nach dem Grundsatz : 
"Das Richtige und Passende am richtigen 
Ort und zur rechten Zeit zu tun" , verfahren 
werden. 

In vielen Fällen erfordert die Schadenslage 
geradezu unkonventionelles Handeln, es 
kann sich sogar die Ausschaltung üblicher 
Sicherheltsregeln ergeben. Erfolg oder Miß­
erfolg hängen vom Mut und Können des 
eingesetzten Helfers ab. 

Somit stellt sich für die Ausbildung von Ret­
tungskräften eine Grundregel heraus : Die 
in der Ausbildung zu lehrenden und zu er­
lernenden Fachkenntnisse dürfen den Hel­
fer nicht in ein starres Schema pressen. 
Die Ausbildung soll ihm vielmehr die Fähig­
keit vermitteln, im richtigen Augenblick 
das Richtige zu tun. Das bedeutet, daß der 
Rettungshelfer eigentlich nie "genug" ler· 
nen kann, um die für seinen Hilfseinsatz 
erforderliche Sicherheit in allen Situationen 
zu erwerben. 

Hier seien zum Verständnis des vorher Ge· 
sagten' Beispiele angeführt: Überraschende 



Zerstörungen (Explosionsunglücke, Hoch­
wasser, im Kriege Raketenbeschuß oder 
nicht ausreidlende Alarmierung) werden 
häufig dazu führen, daß sich Personen in 
hilflosem Zustand in höher gelegenen Ge­
bäudeteilen befinden. Oft sind dann die Zu­
gänge - Treppen, Fahrstühle - nicht nor­
mal passierbar. Die Katastrophengeschidl­
te weist viele soldler Ereignisse aus Krieg 
und Frieden auf. 
Überall und redltzeitig genug kann aber 
dann die "klassische" Rettung mit Feuer­
wehr-Dreh leitern. Sprungtüchern u. ä. nicht 
durchgeführt werden. 
Auch die .. moderne" Rettung mit dem Hub­
schrauber bleibt beim massenhaften Auf­
treten solcher Fälle eine Einzelerschei­
nung. 
Der Rettungshelfer kommt dann in die tech­
nische und psydlische Zwangslage, entwe­
der .. etwas zu riskieren " oder aber die Hilf­
losen umkommen zu lassen. 
Das von ihm einzugehende Risiko des An­
gehens hoch gelegener Bergungsorte kann 
er mit Bravour und Mut allein nicht bewälti­
gen, er muß dazu unbedingt erkennen kön­
nen, mit welchen Mitteln und Hantierungen 
er die größtmöglichste Sicherheit für sich 
und die zu Rettenden erreichen kann. 

Werden ihm in der Ausbildung die Möglich­
keiten des Vorgehens und Bergens in 
Höhen jedoch nicht vermittelt, so kann er 
im Ernstfalle sein eigenes leben verlieren 
und die Rettung anderer Menschen unmög­
lich machen, weil er unter dem Zwang, un­
bedingt etwas tun zu müssen, ungeschickt 
oder falsch handelt. 

Ähnliche lagen können sich auch bei Ber­
gungsarbeiten in starken Vertrümmerungen 
und aus unterirdisch gelegenen Bergeorten 
ergeben. Hierbei wird oft ein Vorgehen not­
wendig werden, das mit schwerster Berg­
manns- und Mineurarbeit vergleichbar ist. 
Dabei können Unsicherheit und Ängstlich­
keit den Helfe-r selbst gefährden und den 
Rettungserfolg in Frage stellen. 
Solche Probleme können aber nicht einfach 

dadurch gelöst werden, indem man den 
Rettungshelfern des Selbstschutzes die 
Grenzen ihrer Hilfstätigkeit "vorschreibt". 
Mit solchen Vorschriften würde man den 
Einsatzwillen des Helfers einengen und 
lähmen und manchem Katastrophenopfer 
von vornherein das Todesurteil spredlen. 
Die Ausbildung der Rettungshelfer erfordert 
daher in weitem Umfang die Berücksichti­
gung der im Einsatz vorkommenden Scha­
denslagen und muß auf die dabei anfallen­
den Tätigkeiten abgestellt sein. 
Die Einzel-, Staffel- und Gruppenausbil­
dung muß gezielt der Weckung und Festi­
gung der Sicherheit in allen Situationen 
dienen. 
Nur dann, wenn der Helfer im Umgang mit 
seinem Gerät, im Erfassen der Schadens­
lagen und im Ermitteln der jeweils ange­
brachten Methode des Vorgehens sicher 
ist, kann mit echten Rettungserfolgen ge­
redlnet werden. 

Art und Umfang der 
Rettungs-Fachausbildung 

Die eingangs erwähnte Fachausbildung 
"Rettung I" umfaßt 24 Ausbildungsstunden. 
Weitere Ausbildungsvorhaben sind für die 
Staffeln zur Zeit nidlt vorgesehen. Diese 
Ausbildungszeit reicht naturgemäß nicht 
aus, das Können und die leistungsfähig­
keit des Rettungshel fers erschöpfend oder 
auch nur ausreichend auszubilden. Man 
vergleiche doch nur die Ausbildungszeiten 
für besondere Tätigkeiten im normalen ge­
sellsdlaftlidlen leben, z. B. im Führen von 
Kraftfahrzeugen, im Bedienen schwieriger 
Maschinen, in militärischer Sonderausbil­
dung oder anderen außerberuflidlen Auf­
gaben. Die kurze Zeit von 24 Stunden kann 
allenfalls zu einer grundlegenden fachlichen 
Information, niemals jedodl zur vollen Be­
herrschung der Aufgabe führen. 
Die weiterführende Ausbildung der Staffel­
führer im bisherigen Fadllehrgang "Ret­
tung 11" führt zwar dazu, daß dieser etwas 

eingehender mit seinen Aufgaben vertraut 
wird, die Weiterbildung der Staffelhelfer ist 
aber dadurch nicht gewährleistet. 
Der Staffelführer hat - nach der bisherigen 
Konzept ion - praktisch keine Möglidlkeit, 
seine Helfer selbst weiter auszubilden. Im 
Ernstfalle wird es dazu aber zu spät sein. 

Alle bisher aufgeführten Umstände führen 
zu der Überlegung, ob die Ausbildung der 
Retlungsstaffeln im jetzigen Zeitaufwand 
ausreidlend ist oder ob nicht doch ein grö­
ßerer Zeitraum und eine intensivere Be­
handlung der Ausbildungsthemen erforder~ 
lich erscheint. 
Da nach § 36 des Selbstschutzgesetzes 
für die Ausbildung von Selbstschutzkräften 
mit besonderen Aufgaben eine Ausbil­
dungszeit bis zu 50 Stunden möglich ist, 
sollte bei der künftigen Ausbildung diese 
Zeit nach Möglidlkeit voll ausgenutzt 
werden. Die Ausbildungszeit beträgt nadl 
§ 36 für Kräfte des Selbstsdlutzes der 
Bevölkerung und des Werkselbstschutzes 
50 Stunden, für die Kräfte des Betriebs­
selbstschutzes dagegen nur 10 Stunden. 
Diese, dem Ausbildungsfadlmann kurios 
ersdleinende Festlegung im Gesetz macht 
eine zweckmäßige und ausreichende Fach­
ausbildung von Rettungskräften in den Be­
trieben dieser Kategorie von vornherein 
illusorisch. Daran ändert auch die u. U. bes­
sere Ausrüstung und die Gliederung in Ret­
tungsgruppen nidlts. Hier erscheint m. E. 
eine Ergänzung oder Änderung durch ent­
sprechende Rechtsverordnungen unerläß­
lidl. 
Da die Ausbildung der SelbstsdlUtzzüge 
auf Ortsebene gesdlieht, besteht die Mög­
lidlkeit, sie in der zeitlidlen Gliederung 
nicht wie bisher im geschlossenen lehr­
gang durchzuführen, sondern im möglichen 
Umfang (bis zu 50 Stunden) als laufende 
Ausbildung über einen größeren Zeitraum 
zu verteilen. Es könnten monatlidle Ausbil­
dungsstunden (s. Feuerwehreni) angesetzt 
werden. Das würde zu einer aufbauenden 
Steigerung des Wissens und Könnens der 
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Eine Wand droht einzustürzen. Aus­
gebildete Rettungshelfer wissen, wie in 
kurzer Zeit ein Stützbock hergestellt 
und die Wand abgesichert wird. 

Helfer führen, dazu aber auch den sehr 
wesentlichen Zusammenhalt der Staffeln 
fördern. Wenn eine monatliche Ausbil­
dungszeit von 4 Stunden angesetzt wird, so 
könnte in einem Jahr (bei 10 Monaten) eine 
Gesarntzeit von mindestens 40 Stunden er­
reicht werden. Diese Zeit käme den Forde­
rungen nach einer gründlicheren Fachaus­
bildung besser zugute als der bisherige 
kurze geschlossene Lehrgang , nach dessen 
Beendigung sehr oft die Staffel "beschäfti­
gungslos" bleibt. Es blieben nach obigem 
Vorschlag noch 10 Stunden Zeit für zusätz­
liche Ausbildung, z. B. für Sonderausbildung 
des Staffelführers, des Rettungslaienhelfers 
und auch der ganzen Staffel. 
Bei dieser zeitlichen Gliederung der Aus­
bildung ist es möglich, mehrere Staffeln 
(bis zu 3) in einer Ausbildungsveranstal­
tung zusammenzufassen. Mehrmals im Mo­
nat könnte demnach ein größerer Kreis von 
Helfern durch die ausbildende Dienststelle 
" bearbeitet" werden. 

Thematik der Rettungsausbi ldung 

Nebenstehend sind die Fachthemen zusam­
mengestellt, die in der Ausbi ldung der Ret­
tungshelfer als Fachunterricht, EinzeIausbil­
dung, Staflelausbildung und Übung behan­
delt werden müssen. Die aus der Aufstel­
lung ersichtlichen Einzelheiten der Themen 
lassen erkennen, welcher Zeitaufwand in 
der Ausbildung zur intensiven Behandlung 
jeweils als angebracht erscheint. Dazu ist 
noch einmal zu betonen, daß alle techni­
schen Themen nur in praktischer Unterwei­
sung und eingehender Übungsausbildung 
zu erarbeiten sind - ein "Vortrag " allein 
macht den Helfer nicht zum einsatzfähigen 
Retter. 

14 

AUSBILDUNGSTHEMA 

Fachunterricht 

Aufgaben und Gliederung des Selbstschutz­
zuges und der Retlungsstaffel. Zusammen­
arbeit mit dem Bergungsdienst und ande­
ren Zivilschutzdienstgliederungen. 

Fachunterricht 

Erkennen und Beurteilen von Schäden, Ver­
halten in Schadensgeb ieten. 

Fachunterricht 

Arbeitsmethoden der Rettung, Erkunden des 
Schadensgebietes, Absuchen von Vertrüm­
merungen, Durchsuchen von Gebäuden, Su­
chen und Orten schwer Verschütteter, Ber­
gen schwer Verschütteter. 

Fachunterricht 

Sicherheitsbestimmungen. 

Fachunterricht 

Die Ausrüstung der Rettungsstalfel. Per­
sönlidle Ausrüstung , Geräteausrüstung. 

EInzeIausbildung 

Handhabung und Pflege der Zivilschutz­
masken. 

EInzeiausbIldung 

Handhabung. Prüfung, Pflege der Fanglei­
nen und ArbeItsleinen. PersonenSicherung, 
Anwendung der Arbeitsleinen. 

Einzeiausbildung 

Transport Verletzter mit Krankentrage, Ber­
getuch, Behelfsgerät und ohne Hilfsmittel. 
Einfachste Methoden der Ersfen Hi lfe bei 
der Bergung Verschütteter. 

EinzeiausbIldung 

Gebrauch von Leitern bei der Rettung aus 
Gebäuden. Anstellen, Sichern, Vorgehen. 
Verwendung als TransporIweg mit Trage 
und Bergetuch. 

Einzelausbildung 

Antegen von Durchbrüchen in Mauern und 
Decken In versch iedenem Baumaterial. 

Einzelausbildung 

Abstützungen, Aussteilungen. Holzverbin­
dungen, Verstrebungen, Abstützen von 
Decken und Wänden. Aussteilen von Öff­
nungen, Gängen und Schächten. 

Einzelausbildung 

Heben und Bewegen schwerer Trümmer­
lasten, Räumen und BeseItigen von Hinder­
nissen. 

EInzeiausbildung 

Handhabung von zusätzl ichen Rettungs­
Hilfsgeräten : Brennschneidgeräte, Trenn­
schleilgeräte, Stemmgeräte, Kettensäge. 

Staffelausbildung 

Erkundungsaufgaben, Absuchen von Trüm­
merfl ächen. 

Staffelausbildung 

Durchsuchen von Gebäuden, Bergen aus 
Höhen. Suchen und Orten schwer Ver­
schütteter, Ortungsmethoden, Bergen schwer 
VerSchütteter, Freilegen von Verschüttungs­
steIlen, Bergen unter Grund. 

Obungen 

Einsatzübungen unter Darstellung wirklich­
keitsnaher Schadensverhältnisse und nach 
gegebener Schadenslage. 

HINWEISE 

Eigener Aufgabenbereich muß erkannt wer­
den, Zusammenarbeit und Unterstollungs­
verhältnisse müssen verstanden werden. 
Unterrichtung mit lehrfilmen verliefen. 

Klassifizierung der Zerstörungsschäden, 
Schadenselemente, sekundäre Schadenser­
scheinungen, Brandgefährdung, Strahlungs· 
gefahr. 

Oie sog. ,,5 Phasen der Rettung~ als Ar­
beitsregel , Anpassung an die entstandene 
Lage und an die unterschiedlichen Scha­
densobjekte. 

Sicherheitsvorschriflen nach der Dv lJl. 8, 
Anwendung in Ausbildung und im Einsatz. 

Ausgabe der persönlichen Ausrüstung an 
die Helfer, Einweisung in den Gebrauch. 
Vorführung der Geröteausrüstung. VerteI­
lung in der Staffel , Verpacken der Geräte­
taschen. 

Ausrüstung der Helfer mit der eigenen ZM, 
Verpassen, Dichtprobe, Gasraumprüfung, 
Bewegungsübungen, Reinigen, Hinweise 
zur Aufbewahrung. 

Beschreibung der l einen, Auswerfen und 
Führen der Fangteine, Brustbund und Sitz­
schlinge zur Personensicherung, Mastwurf . 
Zimmermannsschlag, Halbstich, Doppel­
schlinge, Kettschlag . 

Anfassen und Aufheben Verletzter, Aufbet­
ten auf Tragegerät , Befestigung au f Trage­
gerät bei schwierigem Transportweg, Trans­
port aul Trümmern. In engen Gängen, über 
Hindernisse, aus Höhen bis 3 m. Beatmung , 
Wundversorgung, Ablage. 

Prüfen von leitern, Anstellwinkel , Befesli­
gungsarten am Boden und am Einsteigeort , 
Verlängern, leitern begehen, Verletzte aul 
Leitern fuhren, schräge Ebene, Leiterhebel , 
Behelfssteg. 

ZIegelmauerwerk, Naturstein, Beton lunda­
mente. Formsteine etc. Anwendung der ver­
schiedenen Werkzeuge. Erschwerungen 
(Einengung, Dunkelheit) . 

Verbinden von Hölzern, Verlängern, Eckver­
bindungen. Knaggen, Versatz . T-Stützen. 
Schwel1joch, Stützbode Verwendung von 
Schadensstellenmaterial zum Abstützen und 
Aussteifen . 

lasten bis zu ca . 1 t mit einfachem Gerät. 
Bewegen von Lasten, Absichern. Anwen­
dung von Hebegeräten, wie Wagenheber , 
Oldruckheber, Winden, Greifzug. 

Bei allen Geräten: Sicherheitsvorschriften, 
Bedienungsmethoden, Anwendung im Ein­
satz. (In Zusammenarbeit mit THW.) 

Erkennen von Schäden und Verschüttungs­
orten, Orientieren im Schadengebiet, Arbei· 
ten mit Lageplänen. Herrichten von Geräte­
ablage und Verletztenablage. 

Sichern des Vorgehens, Zusammenarbe it 
der Staffel und der Trupps. Üben der ver­
schiedenen Methoden mit Leitern , Leinen. 
Bergen aus Höhen mit leitern und Leinen. 
Absichern labiler Bauteile, Räumen. Frei­
legen. Ausschachten, Aussteifen, Transport 
aus Fundorten, Erste Hilfe. 

Einsatzübungen der Retlungsstaffel allein, 
übungen im Zusammenarbeiten des ganzen 
Se-Zuges, übungen im Zusammenarbeiten 
mit EinheIten des Zivilschutzdienstes. 



Je nach Umfang ist für die vorgenannten 
Themenkomplexe jeweils eine Zeit von 1 
bis 4 Stunden anzusetzen. Damit ist dar­
gelegt, daß die Zeit von 40 Stunden ins­
gesamt unbedingt notwendig wäre, um eine 
wirklich gute und zweckmäßige fachliche 
Ausbildung der Rettungskräfte herbeizu­
führen. 

Wer soll ausbilden? 

Oie Ausbildungskräfte des Bundesluft­
schutzverbandes erhalten eine zwar umfas­
sende allgemeine Selbstschutzausbi ldung, 
ohne jedoch für die einzelnen Fach-Ausbil­
dungsaufgaben der Rettung, des Brand­
schutzes und der Laienhilfe besonders aus­
gebildet zu werden. 
Die Thematik der Fachausbildung weist 
aber auf, daß zur Darstellung des Stoffes in 
Unterricht und praktischer Ausbildung ein 
intensives Vertrautsein mit der fachlichen 
Aufgabe gehört. 
Oie Ausbildungserfahrung der vergangenen 
Jahre hat dies sehr deutlich bei den ver­
schiedensten Ausbildungsstätten aufge­
zeigt. 
Als Lehrkräfte für die Rettungsausbildung 
eignen sich naturgemäß am ehesten BLSV­
Helfer, die aus technischen Berufen kom­
men. Zumindest muß beim SelbstsdlUtzleh­
rer technisches Verständnis und handwerk­
liches Geschick vorhanden sein, damit er 
in seiner eigenen Ausbildung sich die 
Fähigkeiten aneignen kann, anderen Men­
schen das Verständnis und das praktische 
Können für die Rettungsaufgabe vermit­
teln zu können. 
Neben dem Einsatz der eigenen Fach-Aus­
bildungskräfte ist den örtlichen BLSV­
Dienststellen oft die Möglichkeit gegeben, 
in Zusammenarbeit mit den Ortsverbänden 
des Technischen Hilfswerks und der Frei­
willigen- und Berufsfeuerwehren zusätzlich 
Fachausbilder für spezielle Rettungsmaß-

Rechts : Zum Abstützen und Aussteifen 
bei ReUungsarbeiten muß meistens 

auf Trümmerholz zurückgegriffen wer­
den ; denn Eile tut not. Trotzdem 

muß der Helfer schnell und geschickt 
arbeiten. Unten : Vorsicht ig wird das 

Ableitern eines " Verletzten " unter 
Beachtung aller Sicherungs­

vorkehrungen geübt. 

nahmen zu bekommen. Audl die Mitbe­
nutzung der Übungsanlagen und die Inan­
spruchnahme besonderer Geräte, z. B. 
Schneidbrenngeräte, Greifzüge u. ä., ist im 
Wege der "Amtshilfe " zwischen den Hilfs­
organisationen einer Gemeinde zu errei­
chen. 

Oie Zusammenarbeit bei Ausbildung und 
Übungen kann sich für den Einsatz bei Ka­
tastrophen überaus günstig auswirken. 

Der Selbstsdlutzaufgabe wäre schlecht ge­
dient, würde man die Ausbi ldung zum 
Menschenretten aus Not und Gefahr ober­
flächlich und nur informativ, ohne ausgiebi- _ 
ge praktische Ausbildung und ständig ver­
tiefende Wiederholungsübungen, ausfüh­
ren. 

In Anbetracht der schweren und verantwor­
tungsvollen Aufgabe kann gar nicht genug 
an Ausbildung getan werden! 
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Zu Gas ... 

bei einer 

Wel .... ~~ach ... 

Deutsche Redakteure besuchten die USA 
Von Oberreglerungsral Dr. Axel Vulpius 

W
as wissen Redakteure großer deutscher Zeitungen 
über die Zivilverteidigung? Gewiß sehr wenigl Das 
stellten 14 Redakteure fest, die auf Einladung des 
Bundesinnenministeriums an einer Studienreise 

durch die USA teilnahmen und die ersten Vorträge amerikanischer 
Zivilverteidigungsexperten gehört hatten. Da wurde von Verlust­
ziffern, von Strahlendosis. von Luftempfindlichkeit, von taktischen 
Atomwaffen oder NOlsendern gesprochen, von seit Jahren erarbei­
teten Planungen für die amerika nische Zivilverteidigung. Und bei 
jedem neuen Thema stellte sich für die Zuhörer die Frage : Wie 
steht es damit eigentlich in Deutschland? Es war, wie es oft ist; 
erst beim Betrachten des Auslands wird man auf manche Dinge 
im eigenen Land aufmerksam, werden bestimmte Fragestellungen 
klar, wird das Interesse für vielleicht vernachlässigte Bereiche zu 
Hause erst geweckt. 

Viele Probleme der Zivilverteidigung sind in den USA die gleichen 
wie bei uns - aber viele sind auch völlig andere. Zu den ersteren 
gehören alle Schwierigkeiten, die sich aus dem bundesstaatlichen 
Aufbau ergeben; ferner die Gleichgültigkeit weiter Bevölkerungs­
kreise, vor allem der gebildeten Schichten, gegenüber dem Zivil­
schutz und schließlich die dornenreiche Aufgabe der Finanzierung 
von Schutzraumbauten. Ganz anders sind dagegen die Grund­
voraussetzungen für die Planung, infolgedessen auch das SdlUtz­
bauprogramm, ferner die gesetzlichen Vorkehrungen. Verblüffend 
und zugleich beruhigend Ist es allerdings für den Fachmann, wenn 
er im fremden Lande die gleichen Argumente zur Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit des Zivilschutzes hört wie zu Hause und wenn 
er dort von Physikern und Technikern die gleichen Berechnungen 
und überlegungen vorgesetzt bekommt, die er schon aus seiner 
eigenen Arbeit kennt. 

Daß die Grundvoraussetzungen in den USA andere sind als bel 
uns, erkannten die Reiseteilnehmer sehr bald. Da Amerika kaum 
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mit feindlichen Flugzeugen zu rechnen braucht, entfällt die Not­
wendigkeit, einen Schutz gegen konventionelle Waffen vorzuberei­
ten, ganz zu schweigen von der Einkalkulierung von BOdenkämp­
fen. Da ferner Langstreckenraketen außerordentlich kostspielig 
sind und solche Raketen daher vermutlich nur eingesetzt werden, 
wenn der größtmögliche Schaden angerichtet wird, sinkt nach Auf­
fassung der Amerikaner die Wahrscheinlichkeit eines Einsatzes 
chemischer und biologischer Kampfmittel in den USA auf ein Mini­
mum herab. Schließlich ist das Land so großräumig, daß auch beim 
Einsatz schwerster Kernwaffen noch lange nicht das gesamte Ge­
biet von den Direktwirkungen betroffen wird. Das hat zur Folge, 
daß das Hauptaugenmerk auf den radioaktiven Niederschlag ge­
richtet wird, daß Evakuierungen an Bedeutung gewinnen und daß 
die Streitkräfte jedenfalls nicht deshalb am Zivilschutz interessiert 
sind, weil sie andernfalls um ihre Operationsfreiheit zu bangen 
hätten. 

Das Besuchsprogramm war sorgfältig ausgearbeitet worden. Oie 
amerikanisdlen Gastgeber hatten dafür gesorgt, daß neben der 
zentralen Bundesbehörde auch die in den USA bestehenden regio­
nalen Bundesdienststellen besucht wurden; ferner die Bundes­
schule für den Zivilschutz. Außerdem wurden einige Länder· , Kreis­
und Stadtbehörden aufgesucht. Oie Redakteure erhielten Einblick 
in das Ausbildungsprogramm der Staatsuniversitäten und besuch­
ten Forschungsinstitute und eine Radionotstation sowie eine Reihe 
von Schutzräumen. Gespräche mit amerikanischen Journalisten 
und deutschen Diplomaten rundeten das Bild ab. 

Zu Beginn und zum Absdlluß der Rundreise waren die Reiseteil­
nehmer Gäste des Office of Civil Defense, einer dem amerikani­
sdlen Armeeministerium organisatorisch angegliederten Zivil­
schutzbehörde. Sie wird geleitet von Mr. Durkee, der in seiner 
Stellung etwa dem Leiter der Abteilung "Zivile Verteidigung" im 
Bundesinnenministerium entspridlt. Ihm obliegt allerdings - im 



Gegensatz zur deutschen Regelung - nur ein kleiner Teil der übri­
gen Aufgaben der Zivilverteidigung; die Koordinierung aller Zivil­
verteidigungsmaßnahmen wird im Executive Office des Präsiden­
ten wahrgenommen, dem die deutschen Redakteure ebenfalls 
einen Besuch abstatteten. Von dort werden auch alle Maßnahmen 
des Katastrophenschutzes, soweit sie den Bund betreffen, geleitet. 
Mr. Durkee stellte sich mit seinem Stab für eine Anzahl von Ein­
führungsvorträgen zur Verfügung und erläuterte das Besichtigungs­
programm. 
Die Voraussetzungen, von denen die Amerikaner bei ihren Pla­
nungen ausgehen, wurden der Besuchergruppe in WaShington aus­
einandergesetzt. Die Gastgeber sahen sich einem Kreis neugieriger 
Journalisten gegenüber, die plötzlich bemerkten, daß sie sich zu­
nächst einmal Innerhalb kürzester Zeit in ein unendlich großes 
neues Sachgebiet einarbeiten mußten. Und die Beamten um Mr. 
Durkee ahnten wohl nicht, weldlem Ansturm von Fragen sie sich 
am Sdlluß der Reise ausgesetzt sehen würden. Bel den Er­
öffnungsvortragen erfuhren die Redakteure eine Reihe wichtiger 
Gesichtspunkte; so z. B. die Wechselwirkungen zwischen Raketen­
bauprogramm und Schutzbauprogramm. Es war zu erkennen, daß 
die Amerikaner bei ihren Überlegungen meist von den schlimm­
sten Voraussetzungen ausgingen, die zukünftige Waffenentwick­
lung mit einzurechnen suchten und Im übrigen die Planungen sehr 
stark aus dem finanziellen Blickwinkel heraus betrieben. Vor allem 
kommt es ihnen aber darauf an, Kenntnisse von den Gefahren und 
Schutzmöglichkeiten soweit wie möglich zu verbreiten. 

Im Norden der USA, in der kleinen Stadt Battle Creek, nidlt weit 
von Chicago, befindet sich die zur Zeit einzige amerikanische Bun­
desschule für Zivilschutz. Vertreter von fast allen Ländern der 
Erde, soweit diese sich überhaupt mit Zivilschutz befassen, waren 
dort schon zu Besuch; aber unsere Redakteure waren die erste 
deutsche Gruppe, wie gleich hervorgehoben wurde. Das "Staff 
College" bildet leitende Zivilschutzkräfte, Lehrkräfte und Universi­
tätsdozenten sowie Sachverständige für Strahlenschutz aus. Den 
Teilnehmern werden höchstens 50% der Reisekosten erstattet. Das 
College ist in einem stattlichen Hochhaus untergebracht, mit gro­
ßen, modernen Unterrichtsräumen. Es verfügt über ein eigenes 
Filmstudio, in dem Unterrichtsfilme hergestell t werden können. 
Überraschend kam die Mitteilung, daß sich sogar bekannte Schau­
spieler in den Dienst des Zivilschutzes stellen. 

Der amerikanische Bundesstaat ist in acht Zivilverteidigungsregio­
nen aufgeteilt. Für jede Region ist - im Gegensatz zur Bundes­
republik - eine regionale Bundesbehörde zuständig, die im Laufe 
der Zeit eine eigene Befehlsstelle erhalten soll. Mit vier dieser Be­
hörden kamen die deutschen Redakteure in Kontakt, eine Befehls­
steIle konnte besichtigt werden. Häufig sind die leiter der Be­
hörden Generale im Ruhestand, ein Zeichen für die relativ enge 
Verquickung von ziviler und militäriSCher Verteidigung. Wie nicht 
anders zu erwarten, besteht die Hauptsdlwierigkeit darin, zu einer 
guten Zusammenarbeit mit den Kollegen in den Ländern, Kre isen 
und Städten zu gelangen. Weisungsrechte gibt es nicht, sondern 
nur gewisse gesetzliche Zuständigkeiten des Bundes sowie be­
stimmte Pflichten der länder, und es bedarf guter Worte, guter Bei­
spiele und guter Ideen, um das Zivilverteidigungsprogramm des 
Bundes zur Durchführung zu bringen. Soweit die Besucher das 
feststellen konnten, herrschte allerdings ein sehr kollegialer Ton 
zwischen den Beamten der verschiedenen Dienststellen. Die regio­
nalen Behörden haben auch einiges zu bieten. Die Befehlsstellen 
werden großzügig und nach modernsten Gesichtspunkten errichtet; 
viele Telefone, prächtige Duschanlagen, große Küchen, Aufenthalts­
räume und landkartenzimmer. Doch befindet sich das Baupro­
gramm noch im Anfangsstadium. 

Jeder amerikanische Bundesstaat verfügt über ein eigenes Zivilver­
teidigungs- und Katastrophenamt, das gleIchzeitig die Aufsicht 
über die Städte und landkreise ausübt. Die Hauptaktivität liegt 
- oder soll es jedenfalls - bei den Kommunen. Der Bundesstaat 
ist auch verpflichtet, Städte und Gemeinden in Notstandsfällen zu 
unterstützen, aber immer nur auf Anforderung. Im übrigen kann je­
der Staat selbständig Zuständigkeiten regeln und andere Bestim­
mungen treffen; in Kalifornlen ist z. B. vom Bundesstaat eine Poll­
zeiverordnung für Kommunalbehörden vorbereitet, In der Bestim­
mungen enthalten sind, die in der Bundesrepublik teilweise sogar 
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Auf einer Reise durch die Vereinigten Staaten lernten deutsche Redakteure wichlige Einrichtungen der Zivilverteidigung kennen. 

nur im Grundgesetz getroffen werden könnten. Zivilverteidigung 
und Katastrophenschutz liegen in einer Hand. In Texas z. B. waren 
während des Besuches die staatlichen Stellen noch stark mit den 
Nachwirkungen des Wirbelsturmes "Betsy" beschäftigt - an Natu r­
katastrophen sind die USA nicht arm. 
Die staatlichen Behörden reichen bis zu den Regionen hinunter, die 
wohl unseren Regierungsbezirken entsprechen. Die nächstuntere 
Stufe sind die Großstädte oder Landkreise. In dem Landkreis Ala­
meda in Kalifornien, dem die Reisegruppe einen Besuch abstattete. 
besteht die oberste Verwaltung aus fünf Personen, von denen eine 
- der Polizeichef - auch für den ZivilSchutz zuständig ist. Er arbei· 
tet einerseits mit den zahlreichen privaten Hil fsorganisationen zu­
sammen und sorgt andererseits für die Durchführung des staat­
lichen Programms. Die Hilfsorganisationen befassen sich mit Brand­
schutz, Rettungswesen, Wasserschutz und Strahlenmeßdienst und 
stellen auch eine berittene Hilfspolizei. Das Gerät wird vom Staat 
gestellt. Der Landkreis Alameda besitzt eine gut ausgerüstete Be­
lehlsstelle, deren BaUkosten zu 50"/0 vom Bund übernommen 
wurden. Erstaunlich war die seit 1917 geltende Bestimmung, daß 
die Beamten zur Mitarbeit in Katastrophenfällen verpflichtet sind. 
Zu den größten Überraschungen der Reise gehörte allerdings die 
Erfahrung, daß die amerikanischen Universitäten im Zivilschutz 
sehr aktiv mitarbeiten. " Da die Universitäten die Idee des Dienstes 
an der Gemeinschaft pflegen und da es eine Reihe staatlicher Uni­
versitäten gibt, wendet sich das Office of Civil Defense an die 
50 Staatsuniversitäten mit der Bitte, eine Ausbildung auf Bundes­
kosten zu übernehmen ", mit diesen schlichten Worten wurde die 
Einschaltung der Universitäten in das Ausbildungsprogramm er­
lautert. Die Universitäten sagten zu. Mit ihren Lehrkräften wird der 
größte Teil der Fachausbild ung außerhalb der Hilfs- und Katastro­
phenschutzorganisationen bewältigt. Einbezogen werden Architek­
ten, Ingenieure, Kommunalpol itiker und -beamte sowie Lehrer. In­
nerhalb der Universi täten gibt es Lehrgänge für Architekten und 
Ingenieure über die Gefahren der Radioaktivität und ihre Bekämp­
fung und über sog. shelter management, also organisatorische und 
psychologische Aufgaben eines Schutzraumwartes. Ein anderes 
Ausbildungsprogramm, zum Teil mit längeren Kursen für Kommu­
nalpolitiker und -beamte wird an den Wohnorten abgewickelt. Ein-
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heitliche Lehrprogramme arbeitet die Zentrale in Washington aus. 
Für die Kursteilnehmer gibt es keinen Auslagenersatz ; Reisekosten 
trägt die entsendende Stelle. Es stehen bereits 95 Universitätsfach­
dozenten zur Verfügung, die in der zentralen Bundessdlule ausge­
bildet wurden. 
Die wichtigste Frage für das Ausbildungsprogramm lautet auch in 
Amerika : Wie gewinnt man Teilnehmer? Darauf wird etwa im Staat 
Colorado und in den nördlich angrenzenden Staaten besonders 
viel Mühe verwandt. Zunächst werden die in Frage kommenden Per­
sonen einzeln ausfindig gemacht. Sie erhalten dann die Kopie 
eines Schreibens des Gouverneurs, das beispielsweise folgender­
maßen lautet : 
"Die Universi tät von Colorado hat einen Vertrag mit dem Office 01 
Civil Defense darüber abgeschlossen, daß sie eigene Seminare 
durdlführt, um Kreis- und Kommunalbeamten eine vollständige und 
amtlich geprüfte Information über unser Zivilschutzprogramm zu 
geben und die Teilnehmer über die Bundes- und Landespolitik be­
züglich dieses besonders wichtigen Programms zu unterrichten. Es 
ist notwendig, daß Sie diese Information erhalten, damit Sie in der 
Lage sind, alles zu tun, um den Angehörigen Ihrer Gemeinde oder 
Ihres Kreises die geeignete Hilfe und Führung zuteil werden zu tas­
sen. Ihr Kreiszivil sdlutzamt in Zusammenarbeit mit der Universität 
von Colorado und dem Landesziv ilschutzamt veranstaltet in Ihrem 
Landkreis ein dreistündiges Seminar über den Selbstschutz. Es ist 
unsere ernsthafte Hoffnung, daß Sie an dieser Vortragsveransta l­
tung teilnehmen werden. " 
Gleichzeitig erhält der Adressat ein Veranstallungsprogramm. Eine 
Woche vor der Veranstaltung versendet die Universität ein Einla­
dungsschreiben zum Beweis dafür, daß es sidl um ein ernst zu 
nehmendes Unternehmen handelt. Und drei Tage vorher kommt 
eIne freundliche Erinnerung, unter Umständen etwas lustig aufge­
macht, mit etwa folgendem Text : "Nur zur Erinnerungl Selbst­
schutzseminarll Wo? .. Wann? .. Zeit : ... " Viel Au fwand also, 
aber von 100 Angeschriebenen erscheinen tatsächlich etwa 60, ein 
auch für amerikanische Verhäl tnisse sehr günstiges Ergebnis. 
Allerdings bleiben diese 60% bei längeren Kursen nicht alle bei 
der Stange. Zu guter Letzt wird jedem Teilnehmer ein Auswer­
tungsfragebogen überreicht, in dem er ohne Namensangabe an-



hand vorgedruckter Fragen um sein Urteil über die Veranstaltung 
gebeten wird ; also ob der Kurs zu lang war, ob interessant, von 
Wert für die Zukunft und ob Zivilschutz überhaupt sinnvoll erschei­
ne ; schließlich , welches Werbemedium den Betreffenden bewogen 
habe, an dem Kurs teilzunehmen. Auf diese Weise erhalten die 
Veranstalter ein ziemlich genaues Bild davon, wie sie "angekom­
men " sind. - Die deutschen Redakteure fragten sich, ob in 
Deutschland eine Zusammenarbeit von Universitäten und Zivil­
schutzämtern in diesem Umfang jemals möglich wäre. 

Einige Worte muß man der schon sprichwörtlichen amerikanischen 
Gastfreundschaft und der geschickten Art des Informierens wid­
men. Die Reisegruppe wurde an jedem Bahnhof oder Flughafen ab­
geholt und zu jeder Abfahrt begleitet. Weil ein derartiges Reise­
programm bekanntlich außerordentlich strapaziös ist, gab es zu Be­
ginn eines Vortrags oder binnen kurzer Zeit eine Kaffeepause. Bei 
den Vorträgen fiel immer wieder die unnachahmliche Art amerika­
nischer Vortragender auf, in legerer Art die schwierigsten Dinge 
vorzutragen und möglichst gleich zu Beginn die Atmosphäre durch 
einen Scherz oder eine das Ganze relativierende Bemerkung auf­
zulockern. Fast meinte man, eine USA-Reise eigens für deutsche 
Redner würde sich schon lohnen, wenn dabei diese Art des Vor­
trages erlernt werden könnte. Meist wurden - was gerade für Jour­
nalisten wichtig ist - die Ausführungen auch schriftlich überreicht. 
Zur Erläuterung des Vortrages zeigte man einfache Diapositive, oft 
nicht einmal Bilder, sondern in stichwortartiger Zusammenfassung 
die Hauptthesen des Vortragenden, um sie besser einzuprägen. Die 
Vorträge waren kurz, für Diskussionen blieb genügend Zeit. 

Verschiedentlich wurden die Redakteure von örtlichen Presseclubs 
eingeladen, in denen sie nicht immer nur zuhören durften, sondern 
selbst zu Erfahrungsberichten aufgefordert wurden. Daraus erga­
ben sich Diskussionen über Deutschlandpolitik, Vietnam-Krieg, Ent­
wicklungshilfe, Atomstrategie. Erstaunlich war vielleidlt die Erfah­
rung, daß es kaum überregionale Zeitungen in den USA gibt und 
daß die einheimischen Journalisten vergleichsweise wenig über na­
tionale oder gar internationale Fragen unterrichtet waren. 

Das Besuchsprogramm wurde auch durch andere Veranstaltungen 
aufgelockert. So stellte die amerikanische Armee ein Motorboot zur 
Verfügung, um den Redakteuren die Bay von San Francisco zu zei­
gen. Die Erläuterungen der Umgegend wurden von einem Band ab­
gespielt - in deutscher Sprache. In Colorado Springs wiederum 
zeigte sich die amerikanische Luftwaffe sehr aufgeschlossen. Sie 
führte die Gruppe durch die berühmte amerikanische Luftabwehr­
zentrale, arrangierte eine kleine Planspielübung im Kommando­
stand und vermittelte eine Diskussion mit dem amtierenden kom­
mandierenden General. Anschließend konnte die reich ausgestat­
tete Akademie der Luftwaffe besichtigt werden. 

Zu zwei Höhepunkten kam es in Texas. In der Stadt Denton, nicht 
weit von Dallas, begrüßte der Bürgermeister in Anwesenheit vieler 
geladener Gäste bei einem Cocktail-Empfang die Reisegruppe und 
prOklamierte zu ihren Ehren eine Zivilschutzwoche für seine Stadt; 
die PrOklamation war auf Pergament und blauem Stoff gedruckt und 
wurde so der Reisegruppe überreicht. In Fort Worth (400000 Ein­
wohner) nahm der Bürgermeister an einem Mittagessen in einem 
typischen "Wild-West"-Lokal teil und verlieh zwei Reiseteilnehmern 
die Ehrenbürgerschaft der Stadt durch Überreichung eines golde­
nen Schlüssels am Bande und einer schönen Urkunde. Glücklidler­
weise konnte sich die deutsche Seite dank der tatkräftigen Hilfe 
des deutschen Wahlkonsuls in Dallas durch die Überreichung einer 
Medaille revanchieren. 

Die deutschen AUSlandsvertretungen - das sei am Rande ver­
merkt - schienen zunächst davon überrascht zu sein, daß sich be­
kannte deutsche innenpolitische Redakteure ausgerechnet für Zivil­
schutzeinrichtungen interessierten, Doch taten sie alles, um der 
Reisegruppe den Aufenthalt so interessant wie möglich zu gestal­
ten und vermittelten auf mehreren Empfängen Kontakte. Vielleicht 
waren ihre Vertreter im Laufe der Besichtigungen sogar selbst be­
eindruckt von dem Umfang und der Ernsthaftigkeit der amerikani­
schen Zivilverteidigungsvorkehrungen, von denen sie bisher noch 
wenig Kenntnis genommen hatten. 

Hat sich die Reise gelohnt, wird sie " Erfolg " haben? Die Antwort 
muß wohl lauten : Jede gründliche Information meinungsbildender 
Personen trägt ihre Früchte. 
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Leuchten für den Selbstschutz 
Handleuchte H 225 (mit Ni-Cd­
Batterie, nach DIN 40751). 
Nach TKB Nr.: BzB 81-18-05/42 
Entspricht den technischen 
Lieferbedingungen VTL 2502 
Besonders leichtes, stabiles 
Kunststoffgehäuse 

Beide Leuchten können wahlweise mit 
Trockenbatterien bestückt werden. 

Automatische Ladegeräte zum Wieder­
aufladen der Nickel-Kadmium-Batterien. 

Automatische Notbeleuchtungen die sich 
bei Ausfall der Netzspannung selbst­
tätig einschalten und bei Spannungs­
rückkehr wieder ausschalten. 

t~3 
DOMINIT 

im Dienst der Sicherheit 
:8 DOMINITWERKE GM'BH BRILON 

5798 HOPPECKE KREIS BRILON 
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S
chutzräume, die den Richtlinien 
des Bundesministers für Woh­
nungswesen und Städtebau ge­
nügen wollen, mussen hinsicht­

lich der Schutzleistung im Rahmen ihrer 
jeweiligen Kategorie ein optimales Maß an 
Sicherheit verbürgen. Oie ständige Zivil­
schutz-Ausstellung bei der Bauschau Bonn 
vermittelt deshalb auch dem Laien schon 
auf den ersten Blick die Überzeugung, daß 
die Konstrukteure der verschiedenen Bau­
körper sich im Wetteifer um Höchstleistun­
gen bemühen, den technischen Fortschritt 
zum Schutz des Lebens so weitgehend wie 
nur möglich auszuschöpfen. Der Wettstreit 
findet allerdings dort seine Grenzen. wo die 
notwendigen Aufwendungen im Verhältnis 
zum Schutzzuwachs nicht mehr vertreten 
werden können. Die Ausschöpfung sämt­
licher Vorteile des Materials, der physikali­
schen Verhältnisse, der konstruktiven Mög­
lichkeiten, der Vereinfachung und der Ra­
tionalisierung sowie Einsparungen, die 
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Alles in I: 

Bauschau Bonn : Ei 

ohne Beeinträchtigung der Schutzleistung 
erzielt werden können, erklären schließlich, 
weshalb wir neben der herkömmlichen 
Kastenbauweise namentlich im Bereich der 
Außenbauten abweichende Konstruktionen 
in der Form von Röhren, Ellipsoiden, Ku­
geln usw. antreffen. 
Aus der Reihe verschiedenartiger Schutz­
raumsysteme der Bauschau Bonn soll hier 
der birnenförmige, als Umdrehungskörper 
gestaltete .. verstärkte Schutzraum" einer 
Hamburger Firma besprochen und den dar­
gelegten besonderen konstruktiven Absich­
ten des Herstellers gefolgt werden. 
Das äußerlich birnenförmig erscheinende 
Schutzbausystem wird als Außenbau in ar­
miertem Stahlbeton verwendet. Der als 
Vollkugel ausgebildete Aufenthaltsraum 
bietet bis zu 12 Personen auf gepolsterten 
Sitzen und Liegen ausreichend Platz. Die 
Einrichtung erlaubt in Verbindung mit dem 
geschaffenen System der wahlweisen Zu­
fuhr von Frisch- oder Schutzluft sowie der 

Filteranlage nötigenfalls einen Aufenthalt 
über längere Dauer. 
Der von den zuständigen Behörden geprüf­
te Typ entspricht hinsichtlich seiner gesam­
ten Leistungsmerkmale den zu stellenden 
Anforderungen. Mit einer Druckresistenz 
bis zu 10 atü, d. h. einer Belastbarkeit von 
100 Tonnen pro Quadratmeter, kann diese 
Konstruktion bei nur 80 mm Wandstärke 
- jedoch über dio Forderungen des ver­
stärkten Schutzes hinausgehend - selbst 
dem extremen Luftstoß von WasserstOff­
bomben und den hierdurch verursachten 
erdbebenartigen Erschütterungen bis an 
die Grenzen denkbarer Oberlebenschancen 
widerstehen. 
Der Typ ist jedoch auch mit Druckresisten­
zen von 3 und 6 atü lieferbar. Weil die un­
terSchiedlichen Leistungen aber bei glei­
chen Wand dicken und lediglich abweichen­
den Stahlanteilen für die Armierung er­
bracht werden, ergeben sich im Verhältnis 
zum Schutzzuwachs bei Inansprudlnahme 



ne St-ück 

irnenförmiger Schutzbau 

Bild links: So sieht das "Gerippe" des 
blrnentörmlgen Schutzbaues aus. Durch 
Slahlarmierung und BetonschOUung test 
miteinander verbunden, werden Aufenthaltsraum 
und NotausstIeg zu einem In sich 
geschlossenen Baukörper zusammengefügl 

Mitte : Während der BauarbeIten In der 
8auschau Bonn. Das Schulzbausystem wird als 
Au8enbau verwendet. Der als Voll kugel 
ausgebildete Aufenthaltsraum bietet bis zu 
zwölf Personen auf gepolsterten Sitzen und 
Liegen Platz. 

Rechts: Durctl die Mitte der " Birne- fOhrt, 
wie unser Bild erkennen läßt, der noch 
zu verschließende Nolausstlegsschachl Ins 
Freie. FIlteranlagen und LOftungssysteme 
befinden sich geschützt Im Inneren des hier 
gezeigten Schutzbaues. 

des höheren Leistungsvermögens auch au f 
dem Kostensektor beachtliche Vortei le. 

Die Besonderheiten dieser interessanten 
Schutzraumkonstruktion sind jedoch mit 
dem vorstehenden Überblick noch nicht er­
schöpft. Um das Sicherheitsgefühl der 
Schutzrauminsassen zu stärken und die aus 
dem zweiten Weltkrieg allgemein bekannte 
Furcht vor dem Verschüttetwerden und dem 
ErstiCkungstod zu überwinden, hat der Kon­
strukteur auf einen Notausstieg, der als ge­
sonderter Bauteil außerhalb des Schutz­
raumes bei starker Erderschütterung ab­
reißen könnte, bewußt verzichtet. 

Oie Ausweglösung führte bei Inanspruch­
nahme der physikalisdlen Vorzüge des ku­
gelförmigen Aufenthaltsraumes zur kon­
struktiven organischen Verbindung der 
Voll kugel mi t einer kegelstumpfartigen Er­
gänzung des Baukörpers nach oben, durch 
deren Mitte ein verschließbarer Notaus­
stiegsd1ad1t direkt ins Freie führt. Durch 

die Stahlarmierung und homogene Beton­
schüttung fest miteinander verbunden. wur­
den Aufenthaltsraum und Notausstieg zu 
einem in sich geschlossenen, biegesteifen 
Umdrehungskörper zusammengefügt, der 
sowohl das Abreißen eines angegliederten 
als auch eines aufgesetzten Notausstiegs 
und damit eine tödliche Verschüttung nach 
menschlichem Ermessen ausschließt. Weil 
aber auch die übrigen lebenswichtigen 
technischen Einrichtungen, nämlich die Fi l­
teranlagen und Lüftungssysteme im Inne­
ren des hier beschriebenen " verstärkten 
Schutzraumes", geschützt installiert werden 
konnten, ist zugleich auch die Gefahr des 
Erstickens nach Abschnürung der Luftzu­
fuhr ebenso weitgehend gebannt. 
Oie Schutzraumkonstruktion wird von ver­
schiedenen Werken in der Bundesrepublik 
hergestellt und funktionsbereit angeliefert. 
so daß nur die eriorderlichen Erdarbeiten zur 
Gewährleistung desStrahlungsschutzes rt 
an Ort und Stelle vorzunehmen sind. ... 

Für Rettungs-, 
Bergungs­
und Hilfs­
Aktionen! 

Geräte 
Sie haben sich unter extremen 
Bedingungen bewährt. Nach den 
neu esten Erkenntnissen werden 
unsere Eneugnlsse stlndig ver­
bessert und ergänzt. 

Stromerzeuger 
für 220 V~ und 380 V% , ab 
0,8 kVA auch nach DIN 14685. 
Unfallsicher unter extremen Be· 
dingungen 

Rundumkennleuchten 
mit blauer, gelber oder roter 
Haube 

Scheinwerfer 
als Such·, Geräte· und Arbeits· 
scheinwerfer In verschiedenen 
AusfOhrungen von 130 bis 
330 mm r/J LIchtaustrItt 

Flutl ichtstrahler 
750 und 1000 Watt 

Handscheinwerfer 
auch In EX·geschützten AusfOh· 
rungen 

Handleuchten 
nahezu wartungsfreI, mIt Farb· 
Vorsteckschelben oder farb­
Kalotten und SchlItzblende 

Kabeltrommein 
zum Schutz des wertvollen Kabel · 
materials 

Batterie-Ladegeräte 
für alle Batteriegrößen 

Schweiß­
transformatoren 
220 V, von 50-130 A, für Elektro. 
den mIt 1,5 - 3.25 mm (/) 

Mit EISEMANN Geräten sind Sio 
für ungewöhnliche Situatlonen 
Immer gut vorbereitet. 

Vertrieb über die BOSeH Ver­
kaufsorganisation. Fordern Sie 
Informationsmaterial an I 

EISEMANN GMBH 
Stuttgart . Postf, 2950 
Mitglied des BOSeH Firmenver­
bandes 

GUTSCHEIN 
Für diesen Gutschein erhalten 
Sie unverbindl ich und kosten· 
los Prospekte Nr. 609 046 



Die BLSV-Bundesschule erhält 

einen Selbstschutz-Lehrzug 

Sie legen selbst mit Hand an, 
die jungen Männer des Selbstschutz­
Lehrzuges, um ihre Unterkunlt 
auszubauen oder zu verschönern. 
Sie werden in der BLSV-Bundesschule 
wohnen, wo ein weites 
Betätigungsfeld aul sie wartet. 

Rechts: Der Selbstschutz-Lehrzug 
der BLSV-Bundesschule in Waldbröl 
besteht aus 1 Lehrzuglührer, 3 Lehr­
staffelführern und 15 Lehrzugmännern. 
Oie ersten ,,6 von 19" dieser Männer 
sind auf unserem Bilde zu sehen. 
Junge Menschen, die sich auf eine Aus­
schreibung bewarben und jetzt ihr 
Ausbildungsjahr begannen. 
Neben ihrer eigentlichen Aufgabe, 
den Einsatz von Selbstschutzzügen 
zu demonstrieren, sollen die 
Angehörigen dieses Zuges auch die 
Lehrkrälte der Bundesschule bei 
Lehrgängen unterstützen. Eine spätere 
Verwendung als Selbstschutzlehrer 
oder Ausbilder in den BLSV­
Dienststellen ist vorgesehen. 
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von 

Nicht alle Theorie ist grau. 
Zur gründlichen fachlichen Ausbildung 
gehört auch die theoretische Unter­
weisung im Lehrsaal. 
Später soll der Lehrzug bel 
Lehrgängen den Einsatz des Selbst­
Schutzzuges demonstrieren. 



Das Beladen des Löschkarrens muß 
überlegt und trotzdem schnell ge­
schehen. Deshalb werden die Hand­
griffe stets von neuem geübt. 
Schließlich muß bei den Vorführungen 
vor Gästen der Schule jeder 
Handgriff sitzen. 

Praktische Obungen und Unterweisun­
gen am Gerät, hier über die Bedienung 
und Konstruktion der Tragkraft­
spritze TS 2/5, gehören zum Lehrplan. 
Das Ist so recht ein Gebiet für junge 
Menschen, die an technischen 
Dingen Interessiert sind. 

Schnell, sicher, mühelos helfen mit LUKAS 
bel allen Arbeiten, die hohe Druck- oder Zugkraft er­
fordern . Universal-Hy'dro-Werkzeuge LUKAS in leicht­
melallausführung mit Druckkräften bis zu 200 t arbei­
ten mit 450 al Betriebsdruck. Deshalb sind sie klein, 
leidlt und handlich . 

Das Universal Hydro-Werkzeug LUKAS hat sich Im 
Einsatz bei allen Arbeiten bewährt, für die hohe Druck­
od . Zugkraft notwendig ist . Ein ige Anwendungsbei­
spiele : Abstützen von Trägern, Mauern usw.; Anheben 
von schweren Lasten ; Aufgleisen von Schienenfahr­
zeugen ; Biegen d ldtwandiger Rohre ; Schieben, Ziehen 
und Heben von Brücken- 00. GebAudete ilen , Stein­
blödten und allen anderen schweren Laslen s. Abb. 

Ober den Einsatz von LUKAS-Pressen Im zivilen 
Bevölkerungsschutz und bei Katastrophen beraten 
wir Sie gern. Unser kostenloses, 120 Seiten starkes 
LUKAS-Handbuch gibt Ihnen wertvolle Anregungen. 
Bitte senden Sie uns den untenstehenden Gutschein. 

GUTSCHEIN FÜR LUKAS-HANDBUCH 

NAME 1 

ZEICH EN: 

..... 6_ FRIESEKE a HOEPFN ER GMBH ANSCHR IFT: "Y'" 852 Erlangen-Bruck 
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Eine vordringliche ßufgabe 
D

er Bundesluftschutzverband hat im Rah· 
men seiner Zuständigkeit für die Orga­
nisation und Ausbildung freiwilliger HeI­

ler des Selbstschutzes (§ 3t Abs. 2 des 
1. ZBG) und nach den Weisungen des Bun­
desministers des Inoern über die Neuglie­
derung des Selbstschutzes vom 22. Sep­
tember 1960 bisher 3881 Selbstschutzbe­
zirke räumlich festgelegt und davon 1778 
mit einem Leiter personell besetzt. Das be­
deutet, daß von den benötigten rund 
6400 Leitern von Selbstschutzbezirken bis­
her erst etwa 28% gewonnen werden 
konnten. Es dürfte nunmehr vordringlich 
sein, weitere Leiter von Selbstschutzbezir­
ken zu gewinnen. 

Bei der Auswahl ist bisher davon ausge­
gangen worden, daß der Leiter eines 
Selbstschutzbezirks die Aufgaben hat: 

maßgeblich an der Auswahl der Leiter der 
Selbstschutzblocks und der Selbstschutz­
warte mitzuwirken, 

diese laufend zu betreuen, 

den SelbstSchutzzug aufzustellen und 

im Verteidigungsfall den Selbstschutzzug 
einzusetzen, für einen Kräfteausgleich in­
nerhalb des Selbstschutzbezirks zu sorgen 
sowie die Hilfe benachbarter Selbstschutz­
züge oder behördlicher Einrichtungen anzu­
fordern. 

Die Aufgaben des Leiters eines Selbst­
schutzbezirks sind nunmehr im Selbst­
schutzgesetz festgelegt, wobei sich der 
obige Aufgabenkatalog wesentlich geän­
dert hat. Nach den §§ 16, t8 und 20 des 
Selbstschutzgesetzes hat der Leiter des 
Selbstschutz bezirks die Aufgabe: 

bei der Ausbildung der Selbstschutzpflichti­
gen mitzuwirken (§ 16 Abs. 2), 
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Auswahl 
und Ausbildung 

der Leiler 
von Selbslschulzbezirken 

Von Walter Haag, Bad Godesberg 

Leiter von SelbstschutzbezIrken werden ein vie l­
seitig es und verantwortungSVOlles Aufgaben­
gebiet erhalten. Es wird nicht immer einfach 
sein, geeignete Personen datOr zu finden. 

die Selbstschutzwarte zu bestellen (§ 18 
Abs. 1) und 

im Verteidigungsfall den Selbstschutzzug 
einzusetzen (§ 20 Abs. 2), bei feindlichen 
Angriffen für die Unterrichtung des Haupt­
verwaltungsbeamten der Gemeinde über 
die Lage zu sorgen sowie - wenn nötig -
den Einsatz des Luftschutzhilfsdienstes 
oder anderer Hilfskräfte anzufordern (§ 16 
Abs.2). 

Mitwirkung bei der Ausbildung 
Nach dem Selbstschutzgesetz obliegt zu­
künftig der Aufbau des Selbstschutzes in 
Wohn stätten einschließlich der Ausbildung 
dem Hauptverwaltungsbeamten der Gemein­
de, der sich dabei des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz (Bundesluftschutzver­
bandes) bedienen wird. Die Durchführung 
der Ausbildung erfolgt durch die verschie­
denen Ausbildungseinrichtungen des Bun­
desluftschutzverbandes wie Ausbildungs­
steIlen, Fahrbare Ausbildungsstellen, Schu­
len und Fahrbare Schulen. Eine Mitwirkung 
des Leiters des Selbstschutzbezirkes bei 
der Ausbildung ist dadurch möglich, daß er 

freiwillige Teilnehmer an den verschiede­
nen Ausbildungsveranstaltungen zu gewin­
nen versucht und 

mithilft, die Ausbildungsveranstaltungen or­
ganisatorisch vorzubereiten und durchzu­
führen. 

Eine weitere Mitwirkung könnte dadurch er­
folgen. daß der Leiter des Selbstschutzbe­
zirkes zugleich ehrenamtlicher Helfer des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz 
wird, sich als Ausbildungskraft ausbilden 
läßt und als Ausbilder oder Selbstschutz­
lehrer in einer Ausbildungsstelle oder 
Schule tätig wird. 



Bestellung der Selbstschutzwarte 

Der Leiter des Selbstschutzbezirks hat auf 
Vorsd1lag der Hausbewohner für jedes be­
wohnte Gebäude einen Selbstsdlutzwart 
oder für mehrere kleine Wohngebäude 
einen gemeinsamen Selbstschutzwarl zu 
bestellen. Die Hausbewohner werden auch 
nach Inkrafttreten des Selbstschutzgesetzes 
in der Regel nidlt von sich aus tätig werden 
und geeignete Personen als SelbstsdlUtz­
warte oder gemeinsame Selbstschutzwarte 
in Vorschlag bringen, wobei außerdem zu­
vor festgelegt werden muß, für welche Wohn­
gebäude gegebenenfalls ein gemeinsamer 
Selbstschutzwart vorzusehen ist. Es wird 
notwendig sein, daß der Hauptverwaltungs­
beamte der Gemeinde nach Inkrafttreten 
des Selbstschutzgesetzes in einem öffent­
lid1en Aufruf die Bevölkerung auffordert, 
Selbstschutzwarte vorzuschlagen. Aber 
auch ein solcher Aufruf wird sehr wahr­
scheinlich nur dann zu dem gewünschten 
Erfolg fUhren , wenn außerdem die zuständi­
ge Dienststelle des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz und der leiter des Selbst­
schutzbezirks tätig werden und dafür sor­
gen, daß es zu einer Entscheidung der 
Hausbewohner kommt. Erst wenn feststeht, 
daß es zu keinem Vorschlag kommen wird, 
kann der leiter des Selbstschutzbezirks die 
Bestellung des Selbstschutzwarts ohne Be­
teiligung der Hausbewohner vornehmen. 

Das Selbstschutzgesetz sieht eine Mitwir­
kung bei der Auswahl der leiter der Selbst­
sdlutzte ilbezi rke (bisher Selbstsdlutzblocks) 
und bei der Aufstellung eines Selbstschutz­
zuges nid"lt ausdrücklich vor. In § 47 wird 
lediglich bestimmt, daß die zuständige 
Dienststelle des Bundesverbandes für den 
Selbstsd"lutz vor der Bestellung der leiter 
der Selbstschutzteilbezirke und der Führer 
der Selbstsdlutzzüge anzuhören ist. Das 
dürfte in der Praxis bedeuten, daß die zu­
ständige BVS-Dienststelle dem Hauptver-

waltungsbeamten geeignete Personen als 
leiter des Selbstschutzteilbezirks und als 
Führer und Helfer des Selbstschutzzuges 
zur Bestellung vorschlägt. Daß dabei der 
leiter des Selbstsdlutzbezirks, dessen 
Wirksamwerden im Frieden und vor allem 
im Verteidigungsfall von der Einsatzbereit­
schaft der Vorgeschlagenen abhängt, maß­
geblich mitwirken sollte, versteht siro von 
selbst. 

Im Selbstschutzgesetz ist auch nicht aus­
drücklich festgelegt, daß der leiter des 
Selbstschutzbezirks die leiter der Selbst­
schutzteilbezirke seines Selbstschutzbe­
zirks zu unterstützen und zu betreuen hat. 
Die Bildung von Selbstschutzbezirken und 
Selbstschutzteilbezirken würde jedoch zum 
großen Teil ihren Sinn verlieren, wenn der 
leiter des Selbstschutzbezirks die leiter 
der Selbstschutzteilbezirke bei der Erfül­
lung ihrer Aufgaben nicht ebenso unterstüt­
zen würde wie der leiter des Selbstschutz­
teilbezirks die Selbstsdlutzwarte. 

Aufgaben im Verteidigungsfall 

Um den Selbstschutzzug im Verteidigungs­
fall an Sdladenschwerpunkten einsetzen zu 
können, muß der leiter des Selbstschutz­
bezirks die örtlidlen Gegebenheiten seines 
Bezirks bestens kennen und sich bei feind­
lidlen Angriffen rasch ein Bild der lage 
verschaffen. Er gewinnt dieses Bild durch 
die Meldungen der Selbstschutzteilbezirke 
(siehe § 17 Abs. 2 SaG I und - soweit er­
forderlich - eigene Erkundung. Außerdem 
hat er für die Unterrichtung des Hauptver­
wa1tungsbeamten der Gemeinde über die la­
ge in seinem Bezirk zu sorgen. In Gemein­
den ohne ZS-Teilabschnitte, d. h. in Ge­
meinden mit weniger als 30 000 Einwoh­
nern wird er seine Meldungen unmittelbar 
an die Führungsstelle des Hauptverwal­
tungsbeamten, sonst an die Einsatzstelle 
des ZS-Teilabsdlnittes geben. Bei diesen 

Stellen hat er auch den Einsatz des luft­
schutzhitfsdienstes oder anderer Hilfskräfte 
anzufordern. 

Im Hinblick auf diese vielseitigen und ver­
antwortungsvollen Aufgaben der leiter der 
Selbstschutzbezirke wird es nicht einfach 
sein, die hierfür geeigneten Personen zu 
finden. Da jedoch der Aufbau des Selbst­
schutzes in Wohnstätten weitgehend vom 
Tätigwerden des leiters des Selbstschutz­
bezirks abhängt, sollten alle Dienststellen 
des Bundesluftschutzverbandes in der nun­
mehr bis zum Inkrafttreten des Selbst­
schutzgesetzes noch verbleibenden Zeit 
vor allem versuchen, aus der großen Zahl 
der ehrenamtlidlen Helfer ohne Funktionen 
leiter von Selbstschutzbezirken zu gewin­
nen. 

Ausbi ldung 

Der Ausbildungsgang der leiter der Selbst­
schutzbezirke sieht nach der Dv. 111 1 z. Z. 
folgende lehrgänge vor: 

Selbstschutz-Grundausbildung 
Grundausbildung Erster Hilfe 
Fachlehrgang ABC-Schutz I 
Fachlehrgang 
Selbstschutzführung I 

insgesamt 

10 Stunden 
16 Stunden 
28 Stunden 

28 Stunden 
82 Stunden 

Nach den Bestimmungen des Selbstschutz· 
gesetzes wird - abgesehen von der 
10stündigen Sei bstschutz-G rundausbi Idung 
und von Wiederholungslehrgängen - die 
zusätzliche Ausbildung in Fachlehrgängen 
bis zu 50 Stunden betragen können. Es ste­
hen also gegenüber heute, da die Erste Hil­
fe-Ausbi ldung außer Betracht bleiben kann, 
nur 6 Stunden weniger zur Verfügung. Die 
50 Stunden müßten ausreichen, um den 
Leitern der Selbstschutzbezirke die zur Er· 
füllung ihrer besonderen Aufgaben er­
forderlichen Kenntnisse zu vermitteln. C 

LS-Geigerzähler 
G~f'v1 f'v1~ 50 

Einfachste Bedienung und siche res Ab lesen durch t- arllll1arkie 
Rote Taste und Skala !Ur Meßbereich von 0,5 bis 50 rlh 
Gelbe Taste und Skala für Meßbereich von 10 bis 500 mrl h _.::::::::.-t't:~ l 
Das Gerät entspricht den Vorschriften des Bu ndesamtes für 
zivilen Bevölkerungsschutz . 
FUr zivilen Bevölkerungsschutz , Katastropheneinsatz und 
Selbstschutz liefern wir außerdem: 

LS-Dosisleistungsmesser mit kleinem Zubehör 
LS-Dosisieistungsmesser mit großem Zubehör 

Gr.etz-R.ytronik GmbH 599 Alten., Tel. : 821Ve rm _. FS : 08229351 

• 
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Einfach. leichi 

F
ür den laktisdlen Einsatz von Strahlen­
meßgeräten ist es unbedingt erforder­
lich, daß das Bedienungspersonal mit 
der Handhabung derartiger Geräte ver­

traut ist. Ebenso wichtig jedoch ist es, daß 
beim Vorhandensein radioaktiver Strahlung 
entsprechend der Intensität dieser Strah­
lung die notwendigen Maßnahmen getrof­
fen werden. 

Eine Ausbildung an handelsüblichen Strah­
lenmeßgeräten in Verbindung mit radioakti­
ven Strahlern höherer Aktivität ist wegen 
der zwangsläufig damit verbundenen Strah­
lenbelastung des auszubildenden Perso­
nals nicht durchführbar. Dieser Schwierig­
keit zu begegnen, dienen sogenannte 
.. Strahlungssimulatoren" . 

An diese Anlagen sind folgende Forderun­
gen zu stellen: 

1. Die zur Ausbildung dienenden Geräte 
sollen annähernd handelsüblichen Strah­
lungsmeßgeräten gleichen. 

2. Sie sollen für Funktionsprüfung und In­
betriebnahme die gleichen Bedienungs­
handgriffe erfordern. 

3. Eine übung mit einer derartigen Anlage 

Oben : Mit dieser AusrO stung kann ein 
Obungslelter jederzeit die gewünschte 

.. Dosisleistung " einstellen und korrigieren. 
Unten: Ein Slrahlenmeßtrupp bel der Obung. 

Der Tröger des Meßgeri te, liest die vom 
Sender übermittelten Meßwerte ab, nach denen 

sich das Verhalten des Trupps richtet. 



Ind transportabel 
10 qkm mit einer am Sender einstellbaren 
simulierten Dosisleistung versorgt. Alle sich 
in diesem Gebiet befindlichen Empfänger 
zeigen genau den am Sender eingestellten 
Wert an. Da die Anlage leicht transportabel 
ist, kann sie ohne großen Aufwand z. B. 
auch von einem in einer Kolonne mitgefUhr­
ten Fahrzeug aus betrieben werden. Da­
durch ist der Aktionsradius bei entspre­
chender Anlage des Übungsplanes prak­
tisch unendlich groß, Der übungsleiter kann 
am Sender jederzeit die gewünsd1te ,,00-
sisleistung" einstellen und unmittelbar das 
taktische Verhalten der einzelnen übenden 
beobachten und gegebenenfalls korrigie­
ren. 

Was macht man mit einer 
Strahlungs-Simulator-Inlage? 

soll wenigstens in einem 5 qkm großen Ge­
lände möglich sein. 

4. Die Geräte müssen reproduzierbare Wer­
te mit ausreichender Genauigkeit anzeigen. 

5. Der Obungsleiter muß die im Übungsge­
lände herrschende Dosisleistung genau 
kennen und verändern können. 

6. Die für die Simulierung benützte Strah­
lung soll für die menschlichen Sinnesorga­
ne nicht wahrnehmbar sein und muß für 
lebewesen und Pflanzen unschädlich sein. 
Die meisten bekanntgewordenen Simulato­
renanlagen benützen elektromagnetische 
Wellen für die Darstellung einer radioakti­
ven Verstrahlung. Viele dieser Anlagen ar­
beiten nach dem Prinzip der Feldstärke­
messung, d. h., es wird die Energie der von 
einem "Simulatoren-Sender" ausgestrahl­
ten elektromagnetischen Wellen gemessen. 
Diese Energie wird mit größer werdendem 
Abstand vom Sender geringer, so, wie z. B. 
die lichtintensität im Abstand von einer 
lichtquelle geringer wird. 

Derartige Anlagen weisen jedoch einige 
schwerwiegende Nachteile auf: Die Ener­
gieverteilung im Gelände ist nicht gleich­
mäßig, sondern in Abhängigkeit von der 

Bodenbeschaffenheit und Bebauung sowie 
Pflanzenwuchs sehr unterschiedlich. Hinzu 
kommt, daß auch der benützte Empfänger 
in mehr oder weniger starkem Maße rich­
tungsempfindlich ist. Aus all diesen Fakto­
ren resultiert, daß die Anzeige der Empfän­
ger, also die simulierte Dosisleistung, sehr 
stark schwanken kann. Das geht unter Um­
ständen so weit, daß die messende Person 
an zwei Standorten, die nur wenige Meter 
voneinander entfernt sind, oder sogar am 
gleichen Standort (z. B. einmal stehend und 
einmal liegend gemessen oder mit anderer 
Blickrichtung) sehr unterschiedliche Werte 
abliest. Auch kann eine starke Beeinflus­
sung durch atmosphärische Störungen oder 
fremde Funkdienste und Freileitungsanla­
gen auftreten. Dadurch ist ein wesentlicher 
Punkt der Forderungen, nämlich die nach 
genau reproduzierbaren Werten, nicht zu 
erfüllen. 

Weiterhin kann die Intensität der simulier­
ten Strahlung an einem bestimmten Punkt 
im Gelände auch kaum vom Übungsleiter 
reproduzierbar eingestellt werden. 

Aus diesen Überlegungen heraus wurde 
eine einfache und leicht transportable An­
lage entwickelt, die eine Fläche von ca. 

Die Darstellung von unterschiedlichen ,,00-
sisleistungen" im Gelände kann leicht da­
durdl erreicht werden, daß der Übungslei­
ter die "Dosisleistungs"-Einstellung am 
Sender bei Annäherung oder Entfernung 
des Meßtrupps an die votgesehenen Gelän­
depunkte erhöht bzw. verringert. Nadl 
einem genauen Zeitplan ist so also auch 
die Messung der Verstrahlung eines Gelän­
deabschnittes durch mehrere Meßtrupps 
darstellbar. 

Die Anlage mißt nicht die Intensität der vom 
Sender ausgestrahlten elektromagneti­
schen Wellen, sondern den ausgestrahlten 
Wellen ist der Anzeigewert in Form einer 
niederfrequenten Schwingung aufmoduliert. 
Dadurch ist die Anzeige aller in dem ange­
gebenen Bereich sich befindlichen Empfän­
ger gleich dem am Sender eingestellten 
.. Dosisleistungs"-Wert und unabhängig von 
der GeländebeschaffenheIt sowie der Be­
wegung der messenden Personen im Ge­
lände. 

Der Sender dieser Anlage hat nur eine Sen­
deenergie von maximal 5 W, so daß sich 
mehrere Anlagen im Abstand von einigen 
Kilometern nicht gegenseitig beeinflussen. 
Derartige Anlagen werden an versdliede­
nen Schulen und Institutionen benützt und 
arbeiten zur vollsten Zufriedenheit. Da die 
ganze Sendeanlage innerhalb weniger Mi­
nuten zu Installieren ist und an einer nor­
malen 12-V-Autobatterie ca. 20 Stunden ar­
beiten kann, Ist eine Vielzahl von Einsatz­
möglichkeiten gegeben. 

mlnlmliX 
liefert komplette Brandschutz-, Rettungs- und 
Laienhelfer-Ausrüstungen für den 

• zivilen Bevölkerungsschutz 
• Katastrophenschutz 
• erweiterten Selbstschutz 
• Industrie-Luftschutz 

MINIMAX-Aktiengesellschafl7417 UrachlWürtt. - Ruf 631 
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BERKEFELD 

Notstands­

wasserversorgung 

Seil 1890 

BEAKEFElO 
Fliegendes Wasserwerk 

50 m' h 
(Deutsdle Lultlahrt­

schau Hannover 1964) 

Tri nkwasser­
bere iter 

stationär 
für Schutzräume 
u. ä. 

fü r mobilen Einsatz 
tragbar in EinzeI­
lasten 
fahrbar auf LKW 
oder Nachläufer 
für Luftverlastung 
oder 
Hubschrauber­
Außenlast 

® Terratomitverfahren 
zur Aufbereitung ABC-verseuchter Wässer 

BERKEFELD-FILTER GMBH. 31 CELLE 

BERKEFELD­

Trinkwasser­

bereIter In 

Hamburg 1962 

Skopje 1963 

Int. Rotkreuz 

Jemen seit 1963 

UNO Cypern 

seit 1964 

Kongo 1965 

Für 

Sie 

notiert 

Hundert Jahre technische 
Uberwachung in Deutschland 

Vor hundert Jahren, im Frühjahr 1866. wurde als erster technischer 
Überwachungsverein in Deutschland die damalige Gesellschaft zur 
Überwachung und Versidlerung von Dampfkesseln in Mannheim 
gegründet. Aus diesen ersten Anfängen der technischen Überwa­
chung haben sich die heutigen technischen Überwachungsvereine 
entwickelt: 
Zu der Überwachung der Dampfkessel sind im Laufe derjahrzehnte 
viele weitere Aufgaben wie die Überwachung von Kraftfahrzeugen. 
elektrischen Anlagen, Druckbehältern, Aufzügen und Krananlagen 
sowie Werkstoffen hinzugekommen. In jüngster Zeit befassen sich 
die technischen Überwachungsvereine zunehmend auch mit Pro­
blemen der Reinhaltung der Luft, der Lärmbekämpfung, der Reaktor­
sicherheit und des Strahlenschutzes. 
Aus Anlaß des hundertjährigen Jubiläums des ersten technischen 
Überwachungsvereins - des jetzigen Technischen Überwachungs­
vere ins Baden e. V. - und damit der technischen Überwachung in 
Deutschland überhaupt, findet am 14. Juni 1966 im Mannheimer 
Schloß ein Feslakl slall. (VDI) 

Atomsymbol 
im Gemeindewappen 

Der erste europäische Heißdampfreaktor (HDR) entsteht in der Ge­
meinde Großwelzheim in unmittelbarer Nähe des Versuchskern­
kraftwerks Kahl. Auf Wunsch der Gemeinde hat die Anlage die Be­
zeichnung Heißdampfreaktor Großwelzheim erhalten. Die Gemeinde 
hat ferner beschlossen, ein Atomsymbol mit den Elektronenbahnen 
in das Gemeindewappen aufzunehmen. 
Unmittelbar nach Erteilung des Auftrags durch die Gesellschaft für 
Kernforschung (GfK) am 5. April 1965 nahm die AEG die Arbeiten 
zur Errichtung eines Heißdampfreaktors auf. Gegenwärtig wird die 
Druckschaie montiert. Ihre äußere Abmessung beträgt 20 m Durch­
messer und 60 m Höhe. Die Anlage soll 1968 in Betrieb gehen, ist 
in ihrer ersten Ausbaustufe auf 25 MWe ausgeleg t und wird mit 
Heißdampf bei 500° C arbeiten. Als Brennstoff wird Uran mi t einer 
Anreicherung von 2,70f0 verwendet. Die Baukosten belaufen sich 
auf 70 Mil l. DM. DAIF 

Hitzebeständige Batterien 
Ein amerikanisches Unternehmen hat Batteri en fü r den Einsatz bei 
hohen Temperaturen entwickelt. Es handelt sich dabei um Silber­
Zink-Zellen mit einer Kapazität von 5 Ampere pro Stunde, die über 
100 Stunden bei Temperaturen bis zu 145°C arbeitsfähig sind. 



DLRG-Erfolgsbericht 1965 
Insgesamt 577 Menschen wurden im vergangenen Jahr von der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) im Bundesgebiet 
vor dem Ertrinken gerettet. Dabei erfolgte der Einsatz der Rettungs­
schwimmer in 111 Fällen unter Lebensgefahr bzw. unter besonders 
schwierigen Umständen. Bei 149 Geretteten mußten Wiederbele­
bungsmethoden angewendet werden. Außerdem leisteten Ret­
tungsschwimmer in 21480 Fällen "Erste Hilfe" und nahmen 
2644 Bergungen von Wassersportlern usw. vor. 
Infolge der sehr schlechten Witterung im vergangenen Sommer 
konnten die Ausbildungszahlen von 1964 nicht erreicht werden. 
Von der DLRG wurden 1965 insgesamt 377118 Schwimmprüfun­
gen (davon 135 166 bei weiblichen Personen) abgenommen. Fer­
ner legten 92828 Rettungsschwimmer (davon 14494 weiblich) ihre 
Prüfung ab. Die Zahl der von der DLRG in den letzten 16 Jahren 
Ausgebildeten hat sim damit auf rund 5,12 Millionen, darunter 
915000 Rettungsschwimmer, erhöht. 
36 017 Menschen - das entspricht der Einwohnerzahl einer mitt­
leren Stadt - wurden in dem Zeitraum von 1950 bis 1965 von der 
DLRG vor dem Ertrinken gerettet, 6157 unlerbesonders sdlwierigen 
Umständen. Außerdem wurde in dieser Zeit in gut 282000 Fällen 
"Erste Hilfe" geleistet. 
Oie DLRG unterhielt 1965 im Bundesgebiet insgesamt 1383 Ret­
tungsstationen, davon 509 in festen Gebäuden. Oie Zahl der im 
vergangenen Jahr geleisteten freiwilligen Wachstunden der Ret­
tungssdlwimmer belief sich auf rund 1 Million. Neben 377 Motor­
booten standen für den Rettungswachdienst insgesamt 418 Ruder­
boote, 181 Rettungsbretter, 525 Wiederbelebungs- und 836 Tauch­
geräte sowie 66 Einsatzwagen und 201 Funksprechgeräte zur Ver­
fügung. 
Bei Lehrgängen der DLRG wurden insgesamt 239172 Teilnehmer 
registriert. 

Wenn 
Sekunden 

entscheiden 
kann in vi elen Fällen das Leben Verung lückter 

durch Beatmung gerettet werden. 
Dazu braucht man ein Gerät , das auch 

von jedem Laien bed ient werden kann. 

AMBU -Wiederbelebungsgeräte sind . leicht 'trans­
portierbar (3,5 kg) • sofort einsatzbereit . absolut 
betriebssicher • unabhängig von Sauerstoffnachschub 
und Installation . in der Hand des Laien ein zuverläs­
siger Helfer 

AMBU 
WIEDERBELEBUNGSGERÄTE 

REPRÄSENTANT FÜR DEUTSC H LAND : 
CLiNOMOBIL-HOSPITALWERK GMBH 
3012 LANGENHAGEN - HANNOVE R 
POSTFACH 123 T E LEFON 772021 
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NORDRHEIN-WESTFALEN 

• " öffentlichkeltsarbeU" 
Thema einer ArbeItItagung 

Das Haushaltssicherungsgesetz 
und die damit verbundene Zu­
rückstellung des Selbstschulzge­
setzes um zwei Jahre, versniaBte 
die Landesstelle Nordrhein-West­
falen. die in der öffen tlichkeits­
arbeit meist ehrenamtlich tätigen 
Heller zu einer Arb811stagung an 
die Landesschule einzuladen. Ziel 
dieser Arbeitstagung war, einmal 
kritisch Rückblick zu halten auf die 
öffentlichkeitsarbeit Im vergange­
nen Jahr und die Planungen für 
das Jahr 1966 aufgrund der neuge­
schaffenen Situation festzulegen 
sowie zusätzliche Informationen 2U 
Fragen staalspotilischer Bedeu­
tung zu vermitteln. 
Als Referenten für diese Arbeits­
lagung konnten U. 8. Aag .-Dir. 
Klltel vom Innenministerium NW, 
Dozenl Thomas vom Ostkolleg 
Köln, Dr. Ganser von der Verwal­
tungsschule des Reg.-Bezirks Köln 
und Major Fiedler vom Wehrbe­
reich III gewonnen werden. 
Die Wichtigkeit dieser Tagung wur­
de unterstrichen durch die Anwe­
senheit des VizeprAsidenten der 
Bezirksregierung Arnsberg , Hanf­
land, des Oberkreisdirektors Dr. 
Schlarmann, Llppstadt, und des 

Vertreters des Zivilsd'wtzbeau f­
traglen vom Amt Ruthen. Der 
Hausherr auf SchloB Körllinghau­
sen, Freiherr von Furstenberg, 
konnte ebenlalls als Gast begruBt 
werden. 
Die einzelnen Referate waren dar­
auf ausgenchtet, den TagungsteI l­
nehmern zusätzliche Inlormationen 
lur Ihre öffentlichkeitsarbeit an die 
Hand zu geben. 
Landesstellenleiter Ketteler legte 
in einem Grundsatzrelerat den 
Weg der kunftigen Aufklärung s­
arbeit für 1966 dar, und dankte den 
Helfern für ihre immer wieder be­
wiesene Einsatzbereitschaft und 
ihr Bemühen, die Bevölkerung von 
der Notwendigkeit und ZweckmA­
ßigkeit von Zivilschutzmaßnahmen 
zu uberzeugen und für eine Mi t­
arbeit im Selbstschutz zu gewinnen, 

• Prof. Or, BUhl hlnterllOt 
starke Resonanz 

Die Vorträge des ehemaligen DI­
rektors des Physikalischen Insti­
tuts der Technischen Hochschule 
Karlsruhe, Prof. Dr. Bühl, uber 
Fragen des Zivilschutzes im nu­
elearen Zeitalter stellen einen 
wichtigen Faktor in der öffenillch­
keitsarbe it des BLSV dar. In sach­
lid'! nüchterner Art , mit wissen­
schaftlich fundierter Interpretat ion 
der Fragen des ABC-Schutzes sind 

Beim Bundesluftschutzverband, bundesunmiltelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, sind nachstehende Stellen zu besetzen: 
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Kennziffer 14 

Sachbearbeiter 
Im Referat für Haushaltsangelegenheiten In der Bundes­
hauptsteile in Köln - BesGr. A 11 BBesG -

Kennziffer 15 

Hauptsachgebietsleiter 
fur Personalangelegenheiten in der landesstelle Nord­
rhein-Westfalen in Rec:lc:linghausen - BesGr, A 10 
BBesG -

Kennziffer 16a bis b 

3 HIlfssachbearbeiter 
in den Referaten für 
a) HaushaUsangelegenheiten und b) Ausbildung swesen. 

Anforderungen : 
Zu Kz. 14 und 15: Befähigung für die Laufbahn des gehobenen 
nlchttechnischen Dienstes in der allgemeinen und inneren Ver­
waltung, gute Kenntnisse auf dem Gebiet des öffentlichen Dien­
stes, langj hrige Erfahrungen im Haushalts·, Kassen- und 
Rechnungswesen bzw in der Personalverwaltung. 
Zu Kz. 16: Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen a) auf dem 
Gebiet des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens bzw. 
b) im Ausbildungswesen des BLSV. 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen Trennungsgeld und Umzugs­
kosten nach den gesetzlichen Bestimmungen. Der BLSV ist bel 
der Wohnraumbeschallung behilflidl, 
Bewerbungen mit ausgeh.ililem Personalbogen, handgesd'uiebe­
nem Lebenslauf, Lichtbild und beglaubigten Abschriften vor­
handener Zeugnisse werden unter Angabe der entsprechenden 
Kennziller bis 15, Mai 1966 erbeten an den 

Bundeslurtschutzverband - BundeshauptsteIle - 5 Köln, 
Merlostraße 10-14. 
Personal bogen steh on auf Anforderung (mit Kennzifferangabe) zur 
Verfügung. Persönliche Vorstellung nur nach Aufforderun g. 

die Vorträge Jeweils auf den Zu­
hörerkreis abgestimmt. Es folgen 
auch diejenigen Zuhörer den Aus­
fuhrungen Prof. Buhls mit Inter­
esse, die mit gewissen Vorurte ilen 
gegenüber den Fragen des Zivil­
schutzes zu den Veranstaltungen 
kommen, DIese Feststellung ist 
Immer wieder zu trellen, wenn 
nach Beendigung des Vortrages 
stets eine ausgiebige Diskussion 
einsetzt. Hier ist dann Gelegenheit 
gegeben, unklare oder fa lsche Vor­
stellungen zu berichtigen, Zweifel 
zu beheben sowie zus tzlich ge­
wünschte Informationen zu vermit­
teln, Besonders diejenigen, die 
bisher ihr Wissen zu den Fragen 
des Zivilschutzes aus Boulevard­
Blättern und tendenziös gefärbten 
Schrillen schöpften, gehen zumin­
dest nachdenklich nach Hause, 
Dies zeigte sich auch beim Einsatz 
Prof. Buhls in Wuppertal. 
Oie Ausführungen Prof. Bühls vor 
den leItenden Beamten der Bun­
dosbahn Wupportol - os mögen 
etwa zweIhundert Besucher gewe­
sen sein - fanden gute Aufnahme 
und nachhaltige Resonanz. Der 
Vortrag ~Atomwalfen und Zivil­
sdlutz" enthielt viele technische 
und physikalische Daten, war also 
ganz auf eInen Zuhörerkreis abge­
stimmt, der sich uberwiegend aus 
Physikern und Technikern zusam· 
mensetzte. An der Vortragsveran­
stallung nahm auch der Präsident 
der Bundesbahndireklion Wupper­
tal teil, der sich beim Vertreter der 
Landesstelle fur das Zustandekom­
men d ieser Veranstaltung be­
dankte. 
Am Abend des gleichen Tages 
sprach Prof. Bühl vor achtzig Hel­
fern der Ortsstelle Wuppertal ; zu­
sätz lich waren auch Vertreter der 
Basis-Org anisationen eingeladen, 
Auch hier war die pOSitive Reso­
nanz deutlich spürbar, Besonders 
die in der Ausbildung tätigen Hel­
fer halten Gelegenheit, Ihr Fach­
wissen zu vertiefen, 
Am folgenden Tage sprach Prof, 
Buhl vor der Belegschall der AOK 
In Wuppertal. Für den bevorste­
henden Aufbau des Betriebsselbst­
schutzes hielt es die Direkt ion für 
zweckmäßig, einen allgemein ver­
stAndUchen Vortrag zu Fragen des 
ABC·Schutzes halten zu lassen. 
Mehr als dreihundert Bedienstete 
folgten den Ausfuhrungen des 
Redners mit größter Aufmerksam­
keit Der Direktor der AOK war der 
überzeugung, daß dieser Vortrag 
den Nad"lweis der Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit von Zivil­
schulzmaßnahmen erbracht und 
bei der Belegschaft dIe Bereit­
scha ft zur Mitarbeit beim Aufbau 
des Betriebsselbstschutzes ge­
weckt habe. 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 
• Tag und Nacht am 

"heißen Draht" . , • 
Das "Amt für Bevölkerungsschutz" 
der Hansestadt Lubeck arbeitet 
vorbildlich. Sie wohnen praktisch 
"Wand an Wand" in der Meesen­
kaserne am Stadtrand : der BLSV 
Lübeck und das "Amt für Bevölke­
rungsschutz" der Hansestad t an 
Trave und Ostsee, Die enge Zu-

Am 15. MArz beging der Fachleh­
rer für Brandschutz an der Bund .. -
schule des BlSV, Branddirektor 
a. 0 , Wllhelm Frankl , seinen 70. Ge­
burtstag, Wllhelm Frankl (Bild­
mitte) zAhlt zu den Menschen, de­
ren ganzes leben Im Dienst am 
Nächsten stand und auch heute 
noch steht. Seit 1955 vermittelte er 
an der Bundesschule Tausenden 
von Hellern des BlSV und d .. 
Selbstschutzes umfassendes Wis­
sen Ober Brandschulz und laien· 
hilfe. In seinem langen leben 
halte er mehr als einmal die Ge­
legenheit, leinen Mitmenschen 
helfend zur Seite zu stehen. Allein 
Vor dem Ertrinken konnte Wllhelm 
Frankl , unter Einsatz seine. le­
bens, fünf Menschen retten. Viele 
Auszeichnungen, u. a. vier Ret­
tungsmedaillen , sind das lußere 
Zelehen seiner aufopfernden 
Tätigkeit. 

sammenarbelt beider Dienststellen 
trägt gute Früchte im tnteresse der 
Bevölkerung, die jedoch nicht viel 
von der Bedeutung dIeser perfek­
ten Notstandsplanung weIS, Als im 
Januar in der Hansestadt Katastro­
phenalarm gegeben wurde und 
das Hochwasser der Wakenilz gan­
ze Stadtteile zu überfluten drohte, 
wurde auch das MAmt für Bevölke­
rungsschutz ~ uber Nacht populör 
Oie drohende Katastrophe war der 
beste Schulunterridlt dafur, daß 
sinnvoller ZIvilschutz schon vor 
einem NoUall am Rechentisch be­
ginnt. 
Aber RLGbecks geheimnisvollste 
Behörde", wIe kürzlich ein Journa­
list meinte, bleibt nach wie vor 
hermetisch abgeschlossen. Wer sIe 
betreten will, wird auf Herz und 
Nieren "durch leuchtet", bevor er 
durch die Stahllür treten darf, hin­
ter der die Technik den Alltag be­
herrsdlt. Selbst die Fenster des 
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großen Gebäudes der Kasernen­
anlage sind mit unsichtbaren "Ner­
vensträngen" versehen : Alarm­
drähte. die in einer zentralen 
Warnanlage enden. 
In der Meesen-Kaserne Lübeck 
herrscht weder Katastrophenstim­
mung noch Kriegsangst. Sachlich, 
ja zivil ist das "Klima" des Hauses 
im Zeichen des Luftschutzhilfsdien­
stes und der zivilen Notstandspla­
nung. Hier weiß man um die Auf­
gabe. die Bevölkerung, lebens­
und verteidigungswichlige zivile 
Betriebe und Anlagen vor Kriegs­
einwirkungen zu schützen, An­
griffsfolgen zu beseitigen und Kul­
turgüter zu erhalten. 
In der Praxis sieht das so aus, wie 
es Lübeck an einem trüben Oe­
zembertag 1965 erlebt hat : Jähes 
Entsetzen stand in den Gesichtern 
der Mensd'len zu lesen, als der 
Sturm die Nachricht durch die 
Stadt zu tragen sdlien : Neben 
einem großen Kaufhaus der beleb­
ten Innenstadt liegt eine schwere 
Bombe mit Zeitzünder. Das Amt 
für Katastrophenschutz reagierte, 
als habe es seit Jahren auf diesen 
Augenblick gewartet. In wenigen 
Minuten waren die 13 .. Leopold "­
Krankenwagen des Amtes mit 127 
Krankenbetten unterwegs. Später 
stellte sich heraus, daß es sich um 
einen Fehla larm gehandelt hatte, 
ausgelöst Im Kaufhaus. Senatsdi­
rektor Simm blieb gelassen: Bes­
ser zu früh als zu spät Alarm. Er 
erinnerte an die große .. Feuerpro­
be" des Amtes für Bevölkerungs­
schutz bel der großen NATO­
übung "Fallex" . Simm weiß zu be­
richten, daß er damals Tag und 
Nacht im Einsatz stand und im Amt 
schlief, dldlt neben dem "heißen 
Draht " , der die hermetisdl abge­
schlossene Behörde in Sekunden 
mit allen Winkeln der Bundesrepu­
blik verbinden kann. Simm betont : 
.. Oie Notstandsplanung ist - auch 
wenn man gar nicht gerne an sie 
denken mag - eine Aufgabe unse­
res Amtes. KatastrophenSchutz 
und Notstandsplanung überschnei­
den sich, gehören zusammen." 
Dieser "Zivilschutz" müßte nach 
Simms Worten In der Hansestadt 
Lübeck einmal 3600 freiwillige Hel­
fer aus den verschiedensten Orga­
nisationen - wie Technisches Hilfs­
werk , Deutsches Rotes Kreuz , 
Stadtfeuerwehrverband , Arbeiter­
Samariter-Bund, Deutsche Lebens­
Rettungs-Gesellschaft und Freie 
Wohlfahrtspflege - umfassen. Jetzt 
ist mit 1500 Helfern die erste der 
drei Aufstellungsstufen erreicht. 
In der lübecker Behörde arbeiten 
gegenwärt ig 19 vereidigte Beamte. 
Sie verwallen 32 schwere Sonder­
fahrzeuge (Endplanung 300) und 
zahlreiches HilIsmaterial : Zelte , 
Notstromaggregate, Betten, Feuer­
wehrsch läuche und Feldküche; Ma­
terial für rund 2.5 Millionen DM 
Wert . Hier ist kein l öffel zuviel : in 
den Karte ikarten hat selbst der 
kleinste Gegenstand seinen festen 
Platz. Verwaltet werden schließlich 
noch drei Im Bau befind liche 
Schutzräume und eine Wirtschafts­
kartei , die praktisch lübecks Ge­
neralslatisUk darstellt: Einwohner­
StraßenkarteL Werkstätten. Brük-

Lehrgänge der Bundesschule des BLSV in Waldbröl 
Abschlußlehrgang Tell J 
Vom 24. bis 27. Mai : 
Teilnehmer : Ausbilder, die die lehrbefähigung erwerben wollen 
Zweck : Vorbereitung auf den Teil 11 des Abschlußlehrgangs 
Voraussetzung : Fachlehrgänge ABC-Schutz I und Selbstsdlutz­
führung I, erfolgre ich abgeschlossener Aulbaulehrgang und Fadl­
lehrgang ABC-Schutz 11 

Absc:hlußlehrgang Teil 11 
Vom 1. bis 8. Juni: 
Teilnehmer : Ausbilder, die d ie lehrbefähigung erwerben wollen 
Zweck: Erwerb der Lehrbefähigung 
Voraussetzung : Erfolgreich abgesdllossener AbschluBlehrgang 
Teil I 

Sonderlehrgang Fahrbare AusbIldungssteIlen 
Vom , . bis 3. Juni: 
Teilnehmer : Hauptamtl iche leiter und Ausbilder von Fahrbaren 
Ausbildungsstellen der landesstellen : Rheinland-Pfalz und Ba­
den-Württemberg 
Zweck: Einweisung in die Aufgaben der Fahrbaren Ausbildungs­
steIlen 
überprüfung der Fahrzeuge und des Gerätes durch die Bundes­
hauptsteIle 

Sonderlehrgang Hauptsachgebletslelter V und Sachbearbeiter V 
Vom ,. bis 3. Juni: 
(Außenlehrgang der Bundesschule, Ort wird noch bekannt­
gegeben) 
Teilnehmer : Hauptsachgebietsleiter V und Sachbearbeiter V aus 
Orten über 30000 Einwohner der l andesstellen: Baden-Württem­
berg und Saarland 
Zweck: EInweisung in das Schutzbaugesetz und die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen 
Seminaristische Entwurfsübungen 

Sonderlehrgang Fahrbare Au sbIldungssteIlen 
Vom 14. bis 16. Juni: 
Teilnehmer: Hauptamtliche Leiter und Ausbilder von Fahrbaren 
Ausbildungsstellen der landesstellen : Bayern und Saarland 
Zweck : Einweisung in die Aufgaben der Fahrbaren Ausbildungs­
stellen 
überprüfung der Fahrzeuge und des Gerätes durch die Bundes­
hauptsteile 

Sonderlehrgang BlSV-Schulen 
Vom 14. bis 16. Juni : 
Teilnehmer : Hauptamtliche leiter von BlSV-Schulen der Landes­
steIlen: Baden-Württemberg, Bayern und Saarland 
Z~eck : Einweisung in die Aufgaben eines leiters der Schule 

Fachlehrgang ABC-Schutz 11 
Vom 21. bis 24. Juni: 
Teilnehmer : Bezirksstellenleiter, Ortsstellenleiter und Sachbe­
arbeiter 1 aus Orten über 30 000 Einwohner, Bereichsstellenleiter, 
Abschnltts- und Teilabschnittsstellenleiter, Ausbilder, die sich aul 
den Abschlußlehrgang Teil I vorbereiten bzw. im Abschlußlehr­
gang erneut die Auflage zum Besuch dieses lehrgangs erhalten 
haben 
Zweck: Vertiefung der Kenntnisse auf dem Gebiet ABC-Schutz 
Voraussetzung: Aufbaulehrgang (Ausbildungskräftel Fachlehr­
gänge (Führungskräfte) 

Sonderlehrgang Rettung 
Vom 21 . bis 24 . Juni: 
Teilnehmer : Sachbearbeiter 111. Selbstschutzlehrer und Ausbilder 
Zweck: Vertiefung der Kenntn isse in dem Fachgebiet Rettung 
Voraussetzung : Mindestens Aulbaulehrgang 

Sonderlehrgang Brandschutz 
Vom 21 . bis 24. Juni: 
Teilnehmer: Sachbearbeiter 111 . Selbstschutzlehrer und Ausbilder 
Zweck : Vert iefung der Kenntnisse in dem Fachgebiet Brandschutz 
Voraussetzung : Mindestens Aufbaulehrgang 

ken. lager, Kraftfahrzeugkartei , 
Luftschutz-Ortsbeschreibung, Fa­
briken, Brunnen, VersorgungsleI­
tungen. lübecks .. lebenswichtigste 
Papiere" liegen sicher in mehrfach 
gesicherten Panzerschränken. Se­
natsdirektor Simm und dessen Ver-

treter, Stadtamtmann Häusler, so­
wie Aufstellungsleiter Wolf wissen 
es aus vielen Urteilen: Diese Be­
hörde dürfte für die ganze Bundes­
republik vorbildlich sein. Von der 
Einrichtung, vom Vorhandensein 
der Behörde sollte jeder Einwoh-

ner wissen , daß sie nützlich, Ja 
sehr wichtig ist. Und Simm lächelte, 
als er auf das Thema .. Atomminen" 
angesprochen wird: .. Ich kann mit 
ruh igem Gewissen versichern , daß 
es Im Lübecker Stadtgebiet weder 
diese noch geheime Sprengkam­
mern gibt. Aber noch wichtiger zu 
wissen Ist es, daß der Zivilschutz 
nidlts mit militärischen Dingen zu 
tun hat. Uns geht es um Selbst­
schulzmaßnahmen. Das ZlIichen 
ZB muß in Kriegsfällen respektiert 
werden wie das Rote Kreuz. Dann 
wird man unserer Arbeit gerecht." 
Der ZB richte sich ganz nach der 
Genfer Konvention. 
In der Tat : lübeck hat allen Grund , 
stolz zu sein auf sein vorbildliches 
Amt für BeVÖlkerungsschutz. Diese 
Stadt an der Ostsee und Zonen­
grenze hat schon in vielen Jahren 
zu erkennen gegeben, daß ihr die 
Aufgaben des Zivilschutzes am 
Herzen l iegen. Hier sind die Vor­
arbeiten weil gediehen für die an­
genommene Katastrophe des Ta­
ges "X" . Aber trotz "heißer Dräh­
te" , Warnanlagen. Tresoren, mo­
dernster technischen Einrichtun­
gen : Hier weiß jeder. daß der 
"Tag X" nur in der Kalkulation 
steht - wie der mögliche Unfall 
auf dem Programm einer Unfall­
hilfsstaUon an einer landstraße ... 

Peter Ehrhart 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

• Bonn unterstOtzt Schutzraumbau 
In Flensburg 

Die nördlichste Stadt der Bundes­
republIk, Flensburg, will in drei 
Monaten mit dem Bau eines riesi­
gen unterirdischen Schutzraumes 
beginnen, der im Ernstfall einem 
groBen Teil der BeVÖlkerung auch 
vor ABC-Angriffen Schutz gewäh­
ren soll. Dieses Projekt, das bisher 
praktisch ohne Beispiel in der Bun­
desrepubllk ist, soll inmitten der 
97000 Einwohner starken Stadt 
verwirklicht werden, und zwar auf 
- beziehungsweise unter - dem 
Rathausplatz. Vorgesehen Ist der 
Ausbau mehrerer Etagen unter der 
Erde mit allen modernsten Einrich­
tungen des Zivilschutzes. Die Stadt 
an der dänischen Grenze gibt mit 
diesem Vorhaben, das rund 5.3 
Millionen DM kosten wird, gleich­
zeitig anderen Städten eIn gutes 
Beispiel. Sie war es nämlich, die 
sich bei der Bundesregierung mit 
aller leidenschaft für die Verwirk­
lichung des Baues eingesetzt hat, 
auch dann noch . als Bonn das Pro­
lekt schon last abgeschrieben hat­
te. Es galt, die gegenseitigen Ar­
gumente zu berücksidltigen. Flens­
burg bestand auf dem Schutzraum­
bau, weil es die Möglichkeiten des 
Standortes für ideal und den 
Schutz der Bevölkerung auch in 
der StAdteplanung für dringend er­
forderlich hAlt. Die Verwaltung der 
Stadt stellte ausdrücklich fest, daß 
dieser Schutzraumbau nidlt die 
Bevölkerung beunruhigen könne, 
sondern sie eher zu beruhigen Im­
stande sei, auch wenn die politi­
sche Weltlage gegenwärtig nicht 
besorgniserregend sei. 
Dennoch mußte sich der Dezernent 
für den Zivilen BevölkerungSSchutz 
in Flensburg, Stadtrat Hagenau, 
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monatelang mit Geduld wappnen. 
Die Bundesregierung halte sich 
zwar schon vor einem Jahr bereit 
erklärt, den Bau zu fmanzieren , 
später jedoch ein Gutachten iJber 
die Bodenverhättnisse angefordert. 
Der Schutzraum für die Flensbur· 
ger Bevölkerung stellt nämlich nur 
einen Teil des Gesamtprojektes 
unter dem Aathaus.vorplalz dar. 
Es gehört noch ein geräumigos 
.. Parkhaus~ dazu, das die große 
Parkplatznot der Innenstadt behe­
ben soll. Das Amt fur Bodenfor­
schung in Hannover hat jetzt In 

einem ausfiJhrlichen Gutachten be­
Slältgl, daß der Flensburger Aat­
hausplatz sich hervorragend fur 
den Schutzraumbau eigne. Rück­
fragen der Stadt Flensburg beim 
Bundesschatzministerium in Bonn 
haben - wie jetzt Dezernent Ha­
gen au mitteilte - eine Klärung der 
Frage gebracht . Der Bund sei be­
reit, die Baukosten zu überneh­
men ; er will audl 160 000 DM uber­
nehmen, die die Stadt bisher lur 
die erforderlichen Vorarbeiten ver­
auslagt hat. Das Flensburger Pro­
lekt war lur die Bundesregierung 
nicht zuletzt deshalb wieder inter­
essant geworden, weil dIe Geolo­
gen eine wichtige Entdeckung 
machten: nach monatelangen 
Grundbohrungen landen sie plötz­
lich in 140 Meter Tiefe hervorra­
gende Wasseradern. Damit ist es 
möglich, in einem Ernsllall die Be­
wohner des Flensburger Schutz­
raumes mit einwandfreiem Trink­
wasser zu versorgen, das nichl 
atomverseucht sein wurde. Die Ex­
perten meinen, daß dIe Dßd(e des 
Schutzraumes auch dem geforder­
ten .Spitzendruck- standhalten 
durfte. Damit, meint der Dezernent 
fur den Zivilen Bevölkerungs­
schutz. Hagenau, haben viele 
Flensburger auch bei schweren 
ABC-Angflffen eine echte Chance 
zu überleben. Zusammen mit den 
Einwohnern der Stadt habe er 
selbst jetzt allen Grund, uber dIese 
gute Lösung der Schutzraumhage 
glucklich und zutfleden zu sein . 
Oie Entscheidung aus Bonn er­
scheint besonders wichtig ange­
sichts der Tatsache, daß die Not­
standsgesetze zurückgestellt wor­
den sind. In Flensburg hat Bonn 
bewiesen, daß der Regierung der 
Zivilschutz offenbar doch ein sehr 
ernstes Anliegen ist, das man nicht 
gewillt ist . einfach in den "Wmd ­
zu schreiben . . . Peter Ehrhart 

HAMBURG 

• Kameradsch aftsabend 
der Träger der BLSV-Ehrennadel 

Als 32 Träger der BLSV-Ehrennadel 
der LandessteIfe Hamburg eine 
Einladung zu einem kamerad­
schaftlichen Trelfen erhielten, war 
damit ein langgehegter Wunsch in 
Erfullung gegangen. 
Der ehrenamtfidle Mitarbeiter der 
Bezirksamtsstelle Hamburg-Mltte. 
Hans Hohnen, halte dIese Zusam­
menkunft angeregt und orgam­
siert. 
Unter den zahlreich Erschiene­
nen befanden sich haupt- und 
ehrenamtliche Mitarbeiter des 
BLSV. Es war eine recht bunte Ge­
sellschaft, so wie es eigenllich nur 
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im Selbstschutz sein kann . Da saß 
neben dem kfm. Angestellten der 
ehemalige Oberst der Schutzpoli­
zei , der Handwerker zwischen 
einem hauptamtlidlen Bedienste­
ten des BLSV und einem Pensio­
när. 
Als Gäste waren u. a. anwesend : 
Walter Bentin, Willi Schmoock und 
Adoff Jantzen, Senioren aus der 
Zeit des ALB und langjähflge MI t­
arbeIter des BLSV, die welt uber 
Hamburgs Grenzen hinaus be­
kannt sind. Sie alle tragen das 
BLSV-Ehrenzeichen und nahmen 
die Gelegenheit gern wahr, mit 
ihren Kameraden Gedanken und 
Erinnerungen auszutausdlen. 
Hans Hohnen begrüßte die Anwe­
senden und übermittelte die Grüße 
von Landesstellenleiter Ludwlg 
Müller. der es sehr bedauerte, aus 
dringenden dienstlichen Gründen 
nicht selbst dabeisein zu können. 
Mit teils ernsten, teils humorvollen 
Worten erinnerte Hans Hohnen an 
die gemeinsame Arbeit In den ver­
gangenen Jahren. Der Sinn d ieses 
Abends sei es , im gemuthchen Bei­
sammensein Ennnerungen auszu­
tauschen. sich wiederzusehen und 
vor allem die vielen ehemalIgen 
Mitarbeiter nicht aus den Augen zu 
verlieren, die wegen ihres Allers 
oder aus gesundheitlichen Grün· 
den nicht mehr an der Arbeit im 
Selbstschutz aktiv teilnehmen kön· 
nen. Gerade diese alten Heller 
sollen in dankbarer Anerkennung 
ihrer steten Einsalzbereltsdlaft 
und Hille mit uns verbunden blei­
ben 
Dann wurde dem eigentlidlen 
Zweck der Zusammenkunft - der 
Pl1ege der Kameradschaft - . gru­
nes Licht · gegeben. Zum Abschluß 
des gutgelungenen Abends wurde 
einstimmig beschlossen, künft ig 
alle drei Monate den Kamerad­
schaftsabend der BLSV-Ehren­
nadelträger zu wiederholen. 

Veranstaltungskalender 
In Ergänzung der im Heft 1 1966, 
Seite 32, bekanntgegebenen Aus­
bildungsveranstaltungen fuhrt das 
Bundesamt für zivilen Bevölke­
rungSSchutz folgende weitere Lehr­
gänge durd'l : 
h) Lehrgänge für Veterinärreferen­
ten der Länder und Veterinärdezer· 
nenten der Reg.-(Verw.)Bezlfke, 
fur Veterinärbeamte, die mit ZIvi l­
schulzaufgaben betraut sind sowie 
fur Dlfektoren der Veterinärunter· 
sUchungsämter: 
vom 13.- 15. April 1966 
vom 1.- 3. Juni 1966 
vom 22.-24. Juni 1966 
vom 12.-14. Okt. 1966 
vom 23.-25. Nov. 1966 
i) Lehrgänge für leilende Kräfte 
der Landesverwallungen und nach­
geordneter Stellen: 
vom 3.-6. Mal 1966 
vom 10.-13. Mal 1966 
vom 24.-26. Mai 1966 
vom 28. 6.-1. Juli 1966 
vom 5.-8. Juli 1966 
vom 20.-23. Sept . 1966 
vom 22.-25. Nov. 1966 
Oie Einladungen zu den Veranstal­
tungen sind den Innenministern 
(Senatoren) der Länder durch das 
Bundesamt für zivilen Bevölke­
rungsschutz zugegangen. 

10 Jahre 
Landesschule 

Körllinghausen 
Nach der Gründung des BLSV 
nahm auch in Nordrhein-Westfalen 
sehr bald das Ausbildungswesen 
seinen Anfang . Zunächst wurden 
Tagungen und Ausbildungsveran­
staltungen an verschiedenen Orten 
des Landes durchgefuhrt . Bald er­
wies es sidl aber als notwendig, 
eine zentrale Ausbildungsstätte zu 
besilzen. Nach Besichtigung und 
Überprüfung verschiedener ange­
botener Objekle wurde schließlich 
im Jahr 1955 das Schloß KörtHng­
hausen. das sich Im Besitz des 
Reichsfreiherrn von Furstenberg 
befindet, als am besten geeignet 
befunden und angemletet. 
Körtlinghausen ist ein Gutshof mIt 
einem von einer Grafie umsdllos­
senen Herrenhaus, das beiderseits 
von zwei weiteren WOhngebäuden 
flankiert wird ; dazu gehört ein 
Wirtschaftshof mIt Scheunen und 
Stallungen für den ausgedehnten 
landWIrtschaftlichen Betfleb. Ange­
gliedert an diese, in ihrer Ganz­
heit harmonisdl und geschlossen 
wirkenden Gesamtanlage Ist noch 
ein Sägewerk, denn zum Gut ge­
hören ausgedehnte Waldungen mit 
einem sehr gepflegten Baumbe­
stand. Die ausgedehnten Wälder 
besitzen noch heute einen reidlen 
Wildbestand. der sidl vornehmlidl 
aus Rot· und Schwarzwild zusam­
mensetzt. Durch die Siedlung Kört­
linghausen plätschert die lischrei­
dle Glenne, die. aus dem östlichen 
Teil des Arnsberj:ler Waldes kom­
mend, sich eine Wegstunde unter­
halb von Körtlinghausen mIt der 
Möhne vereinigt. Da die Straßen 
des Fernverkehrs dieses in der 
Vergangenheit nur schwer zugäng­
liche Waldgebirge im Süden und 
Norden umgehen , Ist Körtllnghau­
sen bis zum heutigen Tage eine 
Insel der Ruhe und Abgeschlos­
senhelt geblieben. Auch noch in 
anderer Weise dokumentiert sldl 
das ländliche Idyll dieses Anwe­
sens. So kommt zum BeIspiel je­
den Mittag der Briefbote aus dem 
benachbarten Suttrop angeradelt 
und bringt die Post. Abends holt 
die ;ungste Kudlenhilfe der Lan­
desschule vom Gutshof die Milch, 
und die große Schar der rotbunten 
Milchkühe strebt über den Wlrt­
schaftshof den Weiden zu . überall 
zeigt sich hier noch ein geruh­
samer Lebenszuschnitt. 

Als die Landesstelle Körtlinghau­
sen übernahm, stellte sid'l die Fra­
ge. wie das Schloß fur Schul­
zwecke umzugestalten sei . Hierbei 
war oberster Grundsatz, den ur­
sprünglichen Charakter als Schloß­
anlage mögl ichst wenig anzuta­
sten. Dieser Wunsch wurde unter· 
stützt durch den Freiherrn von 
Fürstenberg. der sich bereit erklär­
te. eine Reihe von Ausstattungs­
stücken im Schloß zu belassen 
und dem Leiter der Schule In 
pflegliche Obhut zu geben. So 
hängen an den Wänden große und 
auch kleinere Gemälde. An ande­
rer Stelle kann sich der Gast ar 
den schönen Formen wuchtiger 
Barockschränke sowIe an mächti­
gen eisernen Ofen der Spätre­
naissance und des ausgehenden 
Rokoko erfreuen. oder er gewinnt 
Interesse an den zahlreichen Ge­
weihen und Gehörnen, von denen 
die Wände aufgegliedert werden 
Bei der Beschaffung zusätzlichen 
Mobiliars war man stets darauf be­
dadlt . daß kein Stück die Harmo­
nie des Ganzen stÖrl. 
Am 4. Apfll 1956 war es dann so 
weit , daß der Schulbetrieb mit dem 
ersten Lehrgang eröffnet werden 
konnte. Ihm sind In nun zehn Jah­
ren des Bestehens der Schule 
Woche tUr Woche die verschieden­
sten Lehrgänge gefolgt mit Besu­
cherzahlen. die in ihrer Gesamt­
heitln die Zehntausende gehen. 
Als willkommene Hilfe fur den 
praktischen Unterricht wurde bald 
in einem abgelegenen, aber dcx::h 
nahen Waldtal, zu Fußen der allen 
Feste Kallenhardl. 81n übungs­
platz geschaffen. Mit Trümmeran­
lage, Trummerhaus, Trümmerstern 
und Brandhaus bietet er die be­
sten Voraussetzungen für eine 
grundliche Unterweisung in der 
Selbstschutzpraxis. 
So bietet das Sdlloß Körtlinghau­
sen, das in seiner Entstehung bIS 
In das fruhe MIttelalter zurück­
reicht und im Wechsel seiner zahl­
reidlen BeSItzer und Sdlloßherren 
auf eine bewegte VergangenheIt 
Rückschau halten kann, dem Lehr­
gangsteilnehmer der Landesschule 
eine Stätte der Ruhe und Abge­
schiedenheit, in der er Kräfte und 
Kenntnisse sammeln kann , um 
audl in Zeiten der Not und Gefahr 
bestehen zu können. Sch. 
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Bild 1: Romanlisch mutet dieser Blick durch 
einen allen Torbogen an. Im Hintergrund ist die 
zum Gutshof gehorende Gärtnerei zu sehen. 
Bild 2: Ein Blick in den Tagesraum. Dieser 
alte Barockschrank, der heute als Bilcher­
schrank dient, war ursprUnglich zur 
Aufbewahrung von Gewehren gedacht. 
Bild 3: Ein aller Ofen mit MaJOlika-Aufsatz 
schmUckt In seiner behäbigen Bauweise den 
Speiseraum der Landesschule. Seine Aufgabe 
als Wärmespender hat er freilich an die 
Zentralheizung abgegeben. 

Bild 4: Wer wUrde sich nicht In einem 
Gästezimmer wohl fühlen, das mit einem 
wertvollen alten Renaissance-Oien ausgestattet 
Ist1 Der Barocksessel lädt zu einer Stunde 
der Ruhe und BesInnung ein. 
Bild 5: Se it zehn Jahren beherbergt Schloß 
Körtlinghausen die Landesschule NordrheIn­
Westfalen. Unser Blid zeigt eine Außenansicht 
des von einer Gröflc umgebenen und in 
ruhiger und waldreicher Umgebung 
gelegenen Schlosses, das nicht nur Ställe der 
Ausbildung, sondern auch der Erholung Ist. 

10 Jahre Landesschule Körtlinghausen 



E I gab einmal eine Zelt, da konnte man 
Ilch auf Jahrmlrkten und In VergnOgungsloka­
len vor sogenannten .. Zerrspiegeln " amüsie­
ren. Je nach Art d .. Spiegels wurde das Bild 

dei Hineinschauenden entweder In die länge 
gezogen oder In die Breite gedrOd!:t ; ellel 
wurde In. Groteske verzerrt und die Wirklich­
keit Ins Gegente il verkehrt. Ich weiß nicht, ob 
el heutzutage noch derartige Zerrspiegel gibt, 
aber 1<*1 wurde lebhaft daran erinnert, all 1<*1 
am Freitag, dem 11 . März, Im Fernsehprogramm 
des WDR da. lelzte Kapitel der Sendung MO­
NITOR - DOKUMENTATION sah und hörle. das 
Ilch mit dem Selb.tschutz, Insbesondere mit 
der Mitarbeit der Frau Im Selbstschutz, befaßte. 

A ls MONITOR an den Bundeslufts<*lutzver­
band mit dem Wunsche herangetreten war, eine 
Sendung über die Frau Im Selbstschutz zu ge­
Italten und um weitgehende UnterstOtzung dle­
les Vorhabens bat, war es von vornherein k lar, 
daß dies eine .. kritische Sendung" geben v/ür­
deo Nun, das störte nicht, denn weder der 
BlSV noch der Selbstschutz brauchen Kritik zu 
fOr<*lten. sofern diele. wie man erwarten darf, 
sachlich Ist. Reporter und Kameramann zeigten 
sich sehr Interessiert, und die Beauftragten des 
BLSV bemühten sich, den Reporter sachlich 

und wahrheitsgemäß zu Informieren und den 
Kftmeramann nach Kräften zu unterstützen. Die 
FOlie des aufgenommenen Materials schuf alle 
Voraussetzungen ror eine zwar kritische aber 
sachliche und wahrheItsgeireue Sendung. 

A llerdings konnte man aus diesem Material, 
wenn man wollte, durch entsprechenden Schnitt 
und Kommentar, eine die Tatsachen entstellen­
de, In Ihrer ganzen Anlage negative und ab­
wertende Sendung machen. Und man wollte 
.. I 

B ereits die einleitenden Worte des Kommen­
tators zeigten diese Absicht. Nach einem Hin­
weis auf den neuerlichen Vorstoß einer Profes­
lorengruppe gegen die Notstandsgesetze und 
der Versicherung, daß man sich nicht mit dem 
.. Kernproblem des Konfliktes Selbstschutz Ja 
oder nein" befassen, sondern einen Kommen­
tar zur Form der Ausbildung freiwilliger Hel­
ferinnen geben wollte. wurde von .. Schulmäd­
chen " gespro<*len, die .,unbeschwert wie die 
Seepferdchen durch eine Gespensterlandschalt 
hüplen", und von .. älteren Damen, die so tun, 
als habe man das Elend, das Grauen und die 
Not der Zelt vor 20 Jahren schon vergessen" . 
Eine .. erschreckende Klull zwischen fröhlichem 
AusbIldungsrummel und möglicher Wirklich­
keit". 

E In Schwenk durch einen Tell der BlSV­
Ausstellung " Frau Im Selbstschutz" zeigte U . a. 
die Frauenreferentln des Verbandes im Ge­
sprich mit einem Mitarbeiter. Dies wurde zu 
der akzentuierten Bemerkung benutzt, diese 
streite seit vier Jahren für die Mitarbeit der 
Frauen Im .. sog~nannlen Selbstschutz" . Da sich 
Jedoch weniger Frauen als erhoHt gemeldet 
hätten, " behalf sich der lullschutzverband mit 
minderjährigen Helfern". Dem unkritischen Be­
obachter mag entgangen sein, daß die Kamera 
während dieser Szene etwas zu lange gerade 
8:Jf Jener Bildtalel stehenblIeb, die ein lachen-

des Mädchen Im Schutzhe lm zeigte. Durch 
das Verweilen au l dieser Blldtalel schaffte 
man genau die gewünschte Stimmung zu 
den nächsten Szenen aus der Ausbildung 

eines weiblich en Selbstschulzzuges. Indem sie 
bel dem Betrachter die Gedankenverbindung 
eines sorglo.en .. Spie ls mit dem ErnstfaU" her­
vorzurufen geeignet war. Das war auch dieTen­
denz der ganzen Sendung, wobei der gespro­
chene Texl kaum als Kommentar sondern höch­
stens als Glosse bezeichnet werden kann . Zwar 
sprach man nicht direkt vom Atomkrieg, doch 
man ging offensichilIch von der noch weiher­
breIteten Vorstellung unserer Mitbürger aus, 
daß ein etwalgor kOnlllger Krieg nur der große 
Vernichtungskrieg mit Superbomben sein kön­
ne, gegen den - wie auch der BlSV Immer 
wieder betont - es keinen Sdlutz geben würde. 
Diesem Bild der Apoka lypse In den Gehirnen 
vieler Zuschauer stellte man eine Selbstschutz­
ausbIldung gegenüber, die in dieser Relation 
naiv und verniedlichend wirken mußte. 

K ein Wort darOber, daß neben dem tor MIt­
teleuropa unwahrscheinlichen Extremfall eine. 
beabsichtigten Vernichtungskrieges gegen die 
Zivilbevölkerung mit Superbomben eine Viel· 
zahl von möglichen KriegsbIldern In Betracht zu 
ziehen Ist, denen gegenüber die Vorbereitung 
von Selbstschutzmaßnahmen, wie sie der BlSV 
In gesetzlichem Auftrag lehrt, sehr wohl Sinn 
hat. 

D agegen wurden Junge Mädchen, die -
offenbar im Gegensatz zu den Mitarbeitern von 
MONITOR - begriffen haben, daß es gut Ist , zU 
lernen, wie man seinen Mitmenschen In Not 
und Gefahren helfen kann, als von den .. Ver­
antwortlichen" mißbrauchte " Kinder" dargestellt, 
die am Spiel mit .. äußeren Symbolen" Ihre 
Freude haben. Mit der Bemerkung. die Eltern 
dieser " Kinder" hiUen ihr Einverständnis zu 
dieser .,vom Staat finanzierten halbmilItärischen 
Freizeitgestaltung der Teenager" gegeben, spe­
kulierte man Dul die moralische EntrOstung 
eines Teils der öffentlichkeit. 

D er Dreh, dle Selbstschutzausbildung als 
.. halbmilItärisch" hinzustellen und damit an die 
weItverbreItete Aversion gegen alles Soldat· 
spielen zu appellieren, wurde besonders deut­
lich in den Fragen des Reporters an die lunge 
Staffellührerin: " Macht es Ihnen denn Spaß -
das Befehlen?" und : " Gehorchen dIe Mädchen 
Ihnen auch?", womit die Begriffe des Befeh­
lE:ns und Geharchens bewußt als Grundlage 
dieser Ausbildung unterste llt wurden. Der Sta'-

lellOhrerln kann kein Vorwurf daraul gemacht 

werden , daß sie auf diesen billigen Bauern· 
längertrick prompt hereinfiel und belde Fragen 
zustimmend beantwortete. Oer Wahrheit hätte 
es entsprochen, wenn sie etwa so geantwortet 
hätte: " Bel uns wird weder befohlen noch ge­
horcht. Ich leite meine Mädels In den Tätig­
keiten des Retten. und Helfen. an und lehre 
sie die rl<*lUge Handhabung der dazu vorhan­
denen Geräte. Sie folgen freiwillig meiner An­
leitung, weil sie diese Dinge lernen wollen ." Ob 
eine solche Antwort in das Konzept des Fra­
genden gepaßt hätte, Ist allerdings zweife l­
haft. 

E ine Oberblendung In den lehrsaal einer 
Landesschule mit der OrlglnalUbertragung einer 
Ansprache der Frauenreferentln vermochte für 
kurze Zelt den Eindruck eines schwachen Ver­
suchs zur Sachlichkeit zu erwed!:en. leider 
wurde Im Kommentar vergessen, eindeutig klar­
zustellen, daß es Ilch hier nicht um die nor­
male Selbltschutzausbildung, . ondern um 
einen Sonderlehrgang fOr SachbearbeIterinnen 
deI BlSV handelte, die diese Selbstschu12aus­
bildung bereits hinter sich haben und sich nun 
In Theorie und Praxis mit speziellen Fragen des 
lebens unter außergewöhnlichen Umständen 
befaßten, wie sie Z. B. nach großen Katastrophen 
akut werden können , wenn Strom, Gas, Was­
ser und andere Voraussetzungen unseres nor­
malen lebens für längere Zeit ausfallen kön­
nen. Dadurch hätten die dann lolgenden Blld­
ausschnitte aus praktischen Obungen Im Ko­
chen mit primitivsten Mitteln sinnvoll begrOn­
det werden können. Statt dessen wurde .. der 
Marmeladeneimer all das absurdesie Symbol 
eines Verbandes, der modernen Frauen das 
PrimItlvkochen wieder näherbringen wlll-, glos­
siert. MII dem Hinweis, daß die Frauen " auf 
wochenlanges Kellerleben " In Theorie und 
Praxis vorbereitet würden. wählte man eine For­
mulierung, die von vornherein geeignet Ist, 
Innere Abwehr zu erzeugen. " Man hat Ihnen 
mit Erfolg eine Sicherheit suggeriert. die es 
nl<*lt gibt", wurde behauptet und damit die 
Tatsache auf den Kopf gestellt. daß diese 
Frauen, gerade weil sie wissen. daß es keine 
Sicherheit gibt, sich um sinnvo lle Vorsorge 
kümmern. 

D ie Ubungen mit modernen Strohlenmeßge­
räten wurd en keineswegs als zeltge7echte und 
vernünftige Maßnahme dargestellt, sondern da­
zu vernahm man: .. Jung und alt übt zuversicht­
lich mit Geigerzählern. Naiver Optimismus be­
flügelt deutsche luftschutzfrauen." Kein Wort 
über die Gelahr des radioaktiven Niedersch la­
ges. Kein Hinweis. daß gerade gegen diese Ge­
fahr ein Schutz realisierbar, die Ausbildung mit 
SIrahlenmeßgeräten aber wlchllg Ist. Statt eines 
sachlichen Berichtes über die GrundslItze des 
Selbstschutzes. d ie Mitarbeit der Frau und die 
Ausbildung freiwilliger HeIterinnen wählte man 
den Weg der Verdrehung, Entstellung und Ver­
unglimpfung. So bleibt , rückschauend auf diese 
Sendung von MONITOR, der fatale Eindruck, 
daß hier das Fernsehen, das großarligste Mittel 
unserer Zolt, den BOrger kritisch aber sach lich 
zu informieren, mißbraucht wurde zu Wahrheit 
und Objektivität In grober Welse verletzender 
Polemik. Für MONITOR Ist dies kein Ruhmes-
blatt. Wslter Ma=kle 


